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S enndkeeé 2 n

Die Juſtiz als Jnſtrument der Klaſſenherrſchaft.
Die Juſti z heißt im Deutſchen die Gerechtigkeit.

Die Juſtiz ſpricht „Recht“ im Namen des Königs, der den
Staat repräſentiert. Der „Staat“ war und iſt von jeher aber
nichts anderes geweſen als die wirtſchaftliche und politiſche
Macht der herrſchenden Klaſſen und dieſe Klaſſen waren
ebenſo von jeher die Beſitzenden. Alſo: die Juſtiz ſpricht
Recht im Namen der Machthaber, der Beſitzenden, und
die Machthaber ſorgen in der Regel vortrefflich dafür, daß ihr
wirkſames Inſtrument Juſtiz ſcharf und ſchneidig gegenüber
den beherrſchten Klaſſen erhalten bleibt. Wer dafür geſchicht-
liche Beiſpiele haben will, findet ſie tauſendfach, und wer da
für praktiſche Beiſpiele aus den kapitaliſtiſchen Gegen-
wartsſtaaten zählen will, dem drängen ſie ſich zehntau-
ſendfach auf.

Jn den letzten Monaten mußte im Volke über die deutſche
und ſpeziell preußiſche Juſtiz ſehr oft zu Gericht geſeſſen
werden, weil die furchtbaren Urteile gegen die Wahlrechts-
demonſtranten einen einzigen Schrei des Entſetzens in der
dreiklaſſig entrechteten Arbeiterklaſſe auslöſten. Der Polizei
ſäbel hatte die Wahlrechtsforderer auf der Straße nieder
geſchlagen, die Juſtiz diktierte darauf den Niedergeſchlagenen
harte Gefängnisſtrafen zu. Die polizeilichen Niederſäbler
aber blieben ſtraflos, erhielten Auszeichnungen und Orden.
Der Fall Moabit lag noch kraſſer. Hier vereinigten ſich alle
Kräfte der Machthaber, um auf ihr Jnſtrument Juſtiz zu wir-
len. Doch allzu ſcharf macht ſchartig. Die Beeinfluſſungen
waren ſo weit getrieben, daß ſie nicht nur den beherrſchten
Klaſſen, ſondern aller Welt offenkundig wurden und da
mußten ſie verſagen. Nachdem die Moabiter Richter dem herr-
ſchenden Syſtem nicht ſchneidig genug gedient haben, werden
ſie von den oberen Regionen aus kritiſiert und auf feine Art
bloßgeſtellt. Am Falle Moabit mit ſeinem ganzen vor-
herigen und nachherigen Drum und Dran läßt ſich das Weſen
der preußiſchen Klaſſenherrſchaft und der preußiſchen Juftiz
in wahrhaft muſtergültiger Weiſe ſtudieren. Dieſe Vorgänge
und Tatſachen graben fich unauslöſchlich in das Bewußtſein
des Volkes ein.

Und juſt zur Ergänzung der Erkenntnis unſerer Rechtszu-
ſtände kam der Zuſammenbruch des Eſſener Bluturteils, das
in ſeiner Art ein Muſter politiſcher Tendenzjuſtiz war, wie es
nur von wenigen bisher erreicht wurde (Kölner Kommuniſten-
prozeß, Löbtauer Zuchthausurteil uſw.). Viele Hunderte von
Fällen, die im Weſen der gleichen Tendenz entſpringen (Auf-
rechterhaltung der „Autorität“) liegen in ihrer praktiſchen
Form milder und werden deshalb nicht ſo leuchtend ſichtbar.
Aber ſie ſind im gleichen Sinne eine Folge der Klaſſen-
herrſchaft, die ſich durch Polizeiſäbel und Juſtizſpruch
unter allen Umſtänden durchſetzt.

Die herrſchenden Gewalten treffen wohlweislich Vorſorge,
daß die Juſtiz in den Händen der Angehörigen der
herrſchenden Klaſſen bleibt. Richter kann nur wer-
den, wer wohlhabend iſt, ſo hat der Reichstag auch am
Montag wieder beſchloſſen. Und zu Geſchworenen und
Schöffen werden keine Arbeiter berufen, ſondern nur Be-
ſitzende und „Gebildete“. So ergänzt eins das andere, wobei
hinzukommt, daß die Beförderung der Richter in den
Händen der Regierung liegt. Sie hat es in der Hand, Juſtiz-
angeſtellte, die ſich durch ſcharfe Urteile gegen die Rechts und
Gleichheitsforderung der beherrſchten Klaſſen bemerkbar
machen, zu belohnen, zu befördern, auszuzeichnen. Studien
das Juſtizſhſtem wo ihr wollt immer ſtößt man daräutf,
daß ſich die politiſchen Gewalthaber die letzte Beſtimmung über
ihre Juſtiz vorbehalten haben.

Die Sozialdemokratie hält alljährlich in den Parlamenten
ſcharfe Abrechnung mit dem herrſchenden Syſtem der Gerech-

tigkeit. Aber ihre Kritik hat auf die Aenderun g des
Syſtems keinen Einfluß, da die herrſchenden Klaſſen auf kein
Tüpfelchen ihrer Macht freiwillig verzichten. Die Kritik muß
aber das Volk aufrütteln und den weiteſten Maſſen
die Zuſammenhänge aufzeigen, die zwiſchen Machthabern,
Polizei und Juſtiz im tiefſten Grunde beſtehen.
Jm Reichstage und im ſogenannten preußiſchen Land
tage ſteht augenblicklich die Gerechtigkeit auf der Tagesord-
nung. Unſere Redner ermangeln nicht, an den kraſſeſten
Fällen die preußiſche Juſtig zu illuſtrieren. Diesmal aber

richtet ſich hauptſächlich die Kritik gegen die politiſchen
Machthaber, die von Jahr zu Jahr offenkundiger
die Juſtiz für die Zwecke der Aufrechterhaltung ihrer Macht zu

gebrauchen verſuchen. Darüber wird uns aus den Parla-
menten geſchrieben:

In beiden Hänſern ergab ſich dasſelbe Bild: von ſozialdemo-
kratiſcher Seite wurde die volle Unabhän gigkeit de r
Richter und die Freiheit der Rechtſprechung gefordert, in
Feiden Häuſern ſaß dabei die beeinfluſſende Regierung auf der
unklagebank. Die Vernehmung des Landgerichts-
direktors Unger durch den Juſtizminiſter, die den Ge-
noſſen Heine und Liebknecht Anlaß zu ſcharfer Kritik gaben,
bildet aber nur das Glied einer langen Kette von eigenartigen
Manövern, Winken hinter den Kuliſſen, öffentlichen Kund-
gebungen und reaktionären Preßhetzen, durch die die Richter
in den Moabiter Prozeſſen eingeſchüchtert und beeinflußt wer-
den ſollten. Als die Junker und Scharfmacher erkennen mußten,
daß ſie ihr Ziel doch nicht ganz erreicht hatten, brach von der
Rechten her ein Sturm gegen die Richter los, der die ſozial-
demokratiſchen Abgeordneten zwang, die Angegriffenen in Schutz
zu nehmen. Die Richter werden dieſes Eintreten der ſozial
demokratiſchen Abgeordneten für ſie um ſo höher ſchätzen
müſſen, als auch bekanntlich der Verteidigung Material zu
allerhand Beſchwerden nicht gefehlt hätte. Man braucht ſich
nur an die Art zu erinnern, in der der Vorſitzende Lieber die
Redefreiheit der Verteidigung durch Verhängung von Ord-
nungsſtrafen empfindlich beſchränkte. Aber angeſichts der un
erhörken Angriffe der Rechten und der Koramierung des Land
gerichtsdirektors Unger durch den Juſtizminiſter mußten ſolche
berechtigte Beſchwerden, denen ohnehin der Reiz der Neuheit
fehlt, zurücktreten, und die Verteidiger der Moabiter Ange-
klagten verwandelten ſich im Parlament zu Verteidigern der
doabiter Richter.
Und das iſt nun allerdings ein höchſt ungewöhnlicher Vor-

gang, und die Zuſtände des öffentlichen Lebens werden dadurch
in grelle Beleuchtung gerückt. Heute haben ſich die innern Zu-
ſtände in Preußen ſo entwickelt, daß die Polizei vollkommen im
Dienſte einer völlig ſkrupelloſen konſervativen Parteiregierung
ſteht, während alle Selbſtändigkeitsregungen der Juſtiz in einer
Weiſe bekämpft werden, die bisher noch nicht erhört ſchien.

Von der Schreckensherrſchaft, die das Scharfmachertum in
der Verwaltung übt, kann man ſich eine Vorſtellung
machen, wenn man einen Blick in die reaktionäre Preſſe tut.
Gleich die Berliner Abendblätter vom Montag geben davon
zwei kräftige Proben. So kann man in der Poſt die denun-
ziatoriſche Bemerkung leſen, die Polizei habe bei dem Be
gräbnis des Genoſſen Singer „der ſozialdemokra-
tiſchen Veranſtaltung das größmögliche Entgegenkommen be-
wieſen“, man müſſe ſich doch „fragen, ob hier die Polizei nicht
etwas zu weit gegangen iſt“. Alſo ſelbſt Jagow findet nicht
mehr den volken Beifall der Scharfmacherpreſſe, weil er cs
unterlaſſen hat, eine Maſſenkataſtrophe zu inſzenieren,
zu der das von der Poſt gewünſchte Verhalten der Polizei un-
fehlbar hätte führen müſſen. Zu gleicher Zeit beſchäſtigt ſich
die Deutſche Tageszeitung mit der bekannten Angelegenheit des
Polizeipräſidenten von Mülhauſen i. E., der unlängſt einen
Wahlrechtsumzug und dabei die Abſingung der Jnternationale
geſtattet hat, wofür er ja denn auch vom Staatsſekretär Del-
hrück in öffentlicher Reichstagsſitzung derbe gerüfſfelt worden
iſt. Der Deutſchen Tageszeitung genügt dieſer Rüffel nicht,
ſie ſordert die Abſetzzegg des Beamten, der „vielleicht noch
an einer andern Stelle nicht aber auf ſeinem jetzigen Platze

Dieſes Suſtem muß dazm führen, daß die Beamten, die die
koloſſale Macht der konſervativen Partei kennen, eingeſchüchtert
werden, und lieber ungeſetzliche Handlungen begehen, die von
der Regierung gedeckt werden, als daß ſie ſich durch gerechtes
und loyales Verhalten den Zorn der regierenden Partei zu-
ziehen wollten.

Es iſt nur zum Lachen, wenn die ſchamloſen Terroriſten der
Rechten der Welt einreden wöllen, ſie reſpektierten die Ungb-

»ängigkeit der Juſtiz. Eine Partei, die, wie die konſervative,
rauft ausgeht, eine oppoſitionelle geiſtige Bewegung mit allen

Ritteln der Gewalt niederzuknüppeln, kann ja einen freien
unabhängigen Richterſtand gar, nicht wollen: für ſie iſt eben
auch der Richter nichts anderes als das bewußte oder unbe-
wußte Werkzeug ihrer gewalttätigen Klaſſen-
politik.

So erklärt es ſich auch, daß die Konſervativen und ihre
nationalliberalen Helfer jetzt ſogar die Urheber des Eſſener
Juſtizmordes zu verteidigen wagen und an dem Schwur-
gerichtsurteil, das die unſchuldig Verurteilten freiſprach, zu
rütteln verſuchen. War doch das Eſſener Fehlurteil von 1095
nur der ſachliche Ausdruck jener Politik, die den volitiſchen
Gegner durch Zuchthaus- und Gefängniskuren kirre zu machen
verſucht, und ſich in hartnäckiger Verbohrtheit in immer neuen
Verſuchen dieſer Art erſchöpft, obwohl durch das rapide Wachs-
tum der Arbeiterbewegung die Unbrauchbarkeit dieſer Methode
längſt erwieſen iſt.

Heute wendet ich das allgemeine Mitgefühl aller halbwegs
anſtändig denkenden Menſchen jenen fieben Eſſener Berg-

arbeitern zu, die vor 16 Jahren der Verquickung der Juſtiz mit
einer hetzeriſchen Scharfmacherpolitik zum Opfer gefallen ſind.

Aber ſolcher Opfergibtes nicht nurſieben, ſon
dern ſiebenhundert und ſiebentauſend! Wer
will denn wagen zu behaupten, daß all die Redakteure, Gewerk
ſchafter, organiſierten Arbeiter, deren Name im Laufe der
Jahre die ſozialdemokratiſchen Parteinachrichten unter der
Rubrik „Gerichtliches“ gegziert haben, Schul dige im Sinne
einer anſtändig empfundenen ehrlichen Gerechtigkeit geweſen
ſind. Die 182 Jahre Zuchthaus, die über Schröder und Ge
noſſen zu Unrecht verhängt wurden, verſchwinden ja faſt gegen-
über den vielen Jahrhunderten an Freiheils-
opfern, die die deutſche Arbeiterbewegung bisher gekoſtet hat.

Jenen bürgerlichen Herrſchaften, die die Hände über dem
Kopf zuſammenſchlagen, weil einmal ein paar ehrliche Leute
im Zuchthaus geſeſſen haben, und die ſo tun, als wäre alles in
Ordnung, weil der Fehlſpruch von damals korrigiert wurde,
muß entgegnet werden: Es iſt kein Ausnahmefall,
ſondern es iſt in Preußen und in einigen ſeiner Vaſallenſtaaten
Regel, daß Ehrenmänner von ſogenannt ſtaatsgefährlicher
Denkungsart, zu Dieben und Räubern ins Gefängnis geſteckt
werden. Wir ſind nur durch Gewöhnung an dieſen all
täglichen Zuſtand zu ſehr abgeſtumpft, um ſeine Ungeheuerlich-
keit zu empfinden, die die preußiſchen Juſtizverhältniſſe in der
ganzen Welt geradezu ſprichwörtlich gemacht haben.

Die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion handelt im guten
Sinne des Wortes wahrhaft patriotiſch, wenn ſie bei der
Beratung des Gexichtsverfaſſungsgeſetzes und der Strafprozeß-
ordnung für die Schaffung eines freien Richterſtandes ein-
tritt, den kein regierender Parteiwille zum Werkzeug herrſchen
der Gewalten machen kann.

Aber freilich: ſo lange die Klaſſenherrſchaft der Be
ſitzenden beſtehen bleibt, wird auch die Klaſſen j u ſt i z immer
wieder ihre Geißel ſchwingen. Das eine iſt nicht denkbar ohne
das andere. Nur in einem klaſſenloſen Staat, wo der
Wille von Gleichen und Freien herrſcht, wird es eine unab
hängige Juſtiz geben können. Kämpfen wir für den demo
kratiſchen Sozialſtaat!

Juſtizkritik im Klaſſenhauſe.
Ein Widerholl des Eſſener Freiſpruchs machte die Montags

ſitzung des Dreiklaſſenhauſes einigermaßen intereſſant. Frei-
lich muß man ſich. ſo ſchreibt uns unſer Parlamentsbericht-
erſtatter, nach dem erhebenden Bilde der ungeheuren Trauer-
kundgebung des Berliner Proletariats erſt wieder auf das
Niveau der ſogenannten Volksvertretung förmlich gewaltſam
herabſtimmen Einige ſehr gemäßigte und unanfechtbar
richtige Bemerkungen des Volksparteiler Caſſel über die
vielen Fehlurteile preußiſcher Gerichte hatten den Juſtiz-
miniſter Beſeler veranlaßt, ſich die Kritik an der Juſtiz
ziemlich deutlich „zu verbitten“ und als Genoſſe Dr. Lieb-
knecht wirkungsvoll dem ſelbſtverſtändlichen Bedürfnis der
Juſtiz nach Autorität die merkwürdige Vern ehmung des
Moabiter Schwurgerichtsvorſitzenden durch
Herrn Beſeler gegenüber geſtellt hatte, da wurde die Exzellenz
böſe und drohte, auf parlamentariſche Anfragen überhaupt
nicht mehr zu antworten, wenn man ihr etwa gar unterſagen
wollte, ſich durch „einfaches Anfragen“ bei den Richtern zu
informieren. Man hat nun wohl nicht gehört, daß der Juſtiz-
miniſter das gleiche unbezähmbare Verlangen nach Jnformation
auch dann gezeigt hätte, wenn von den Sozialdemo-
kraten über ungerechte, ja fangatiſch gehäſſige Auffaſſungen
einzelner Richter geklagt worden iſt. Hier war es freilich Herr
v Zedlitz und Herr Böhmer, die das Bedürfnis nach Auf-
klärung äußerten wenn es ſich auch weder um die Verhand
lungsleitung, noch um die Urteilsbemeſſung, ſondern bloß um
einen Satz aus einer Rechtsbelehrung gehandelt hatte.
Dann fragte unſer Genoſſe den Juſtizminiſter, was er denn
dazu zu ſagen habe, daß der wackere Staats anwalt
Peterſon (den übrigens gleich dem Schuft Münter der
gütige Himmel inzwiſchen zu ſich genommen hat) 1896 auf das
Zeugnis des Münter hin Unſchuldige auf Jahre ins Zuchthaus
gebracht hat, obgleich die Spatzen von den Dächern pfiffen, was
man damals ſchon von Münter wußte. Aber natürlich, der
Staatsanwalt hat von nichts gewußt. Wenn irgendwo
in einer Hneipe ein armer Teufel im Schnapsduſel eine törichte
Aeußerung macht, wenn irgendwo in einem Dorfe an einem
Sonntag Arbeiter Flugblätter verteilen, wenn in irgendeiner
Gewerkſchaftsverſammlung ein „politiſches“ Wort fällt: Das
alles erfährt der Staatsanwalt rechtzeitig. Aber daß der
Hauptzeuge in einem Kriminalprozeß gegen ſieben Ehren-
männer, die freilich nur Arbeiter waren, ſeine Kameraden
beſtohlen, ſeine Kollegen verleumdet, harmloſe Bürger drangſa
liert und ſich deſſen noch gerühmt hatte, davon wird doch der
ehrliche Peterſon bei Leibe nicht gar etwas gewußt haben! Und
ſo bot denn der Nationalliberale Haarmann das
Pathos ſittlicher Entrüſtung gegen die „unerhörte Verdächti-
gung“ des Peterſon auf und ſoweit ging das Solidaritätsgefuhl
mit Peterſon, daß ſich dieſer liberale Abgeordnete dazu ver
ſtand, das Schandurteil der von Peterſon im Gerichtsſaale und
von den Zentrumsagitatoren außerhalb gegen die Sozialdemo
kratie verletzten Eſſener Geſchworenen von 1896 im offenen



Bauſe zu verteidigen, dieſes traurige Erzeugnis einer abſichtlich
irregeführten Laienjuſtiz, deren Mitglieder der heutige Staat
vorſorglich nur aus jenen Schichten wählt, deren wirtſchaftliche
r deren Gefühle und Empfindungen denen der Ar-

iter gerade entgegengeſetzt ſind. Erſt die Zurufe unſerer Ge
noſſen ließen Herrn Baſſermann erkennen, was er da gemacht
hatte und er verabſäumte nicht, zu erklären, daß er ja an der
Richtigkeit des Eſſener Urteils von 1911 nicht zweifeln wolle.
Es wird im ganzen Lande nicht vergeſſen werden, daß es nicht
ein oſtpreußiſcher Junker, nicht ein freikonſervativer Scharſ
macher, nicht ein „chriſtlicher“ Parteigänger der damaligen
Eſſener Richter, ſondern daß es ein Nationalliberaler war, der
dieſe Leiſtung vollbracht hat.

Das wiederholte Eingreifen unſeres Redners in die Debatte
förderte noch mancherlei Bemerkenswertes zutage. Als er rügte,
daß man immer wieder zu der an ſibiriſche Methoden heran
reichenden Praxis zurückkehrt, wegen Preßvergehen gefangen-
geſetzten Ltedakteuren der Arbeiterpreſſe die
Selbſtbefköſtigung und Selbſtbeſchäftigung zu
verweigern, daß man ſie zwingt, im Gefängnis Hörbe
zu flechten, Tüten zu kleben und die königlich preußiſche Ge-
fängniskoſt zu genießen, da antwortete der Regierungéverlkreter,
daß ein Recht der durch ihren Beruf ins Gefängnis gekom-
menen geiſtigen Arbeiter auf jene beſſere Behandlung „keines-
wegs beſtehe und daß, wenn es nicht gerade möglich (1) ſei,
Selbſtbeköſtigung und Selbſtbeſchäftigung zu gewähren, dann
die Preßſünder eben auch die Zwangsarbeit machen müſſen,
ſie ſeien ja im Gefängnis, um beſtraft zu werden. Nur
gut, duß die Bonner Boruſſen, die Duellanten und der
berühmte Fühnrich Hüſſener, der einen Bürger niederſtach, nur
zu Geld oder Feſtungsſtrafen verurteilt worden ſind, und daß
alſo dieſe vor dem Geſetz auch nicht bevorrechteten Leute nicht
genötigt worden ſind, Gefängniskoſt zu eſſen und Gefängnis-
arbeit zu leiſten.

Zu der großen Abrechnung, zu der ſich die Juſtizdebatte über-
haupt geſtaltet hat, gehört noch die Kennzeichnung der geſeßz-
widrigen Behandlung der nur zu Haft Verurteilten und viele
Unterſuchungsgefangenen, die einfach gewohnheitsmäßig, wenn
auch vielleicht nicht abſichtlich, den zu Gefängnis Verurteilten
gleichgehalten werden. Wie ſticht davon die Freiheit und Milde
ab, der ſich die vornehmen Feſtungsgefangenen erfreuen kön-
nen! Auch für die Beſſerſtellung des Gefängnisverſonals trat
neben anderen Abgeordneten, unſer Redner ein, denn ſowohl
die Behandlung der Strafgefangenen als auch die Wirkung
der Freiheitsſtrafen für die Zukunft der Beſtraften hängt
ſicherlich von der Art der Aufſichtsbeamten ab und nur zu guten
Löhnen wird man auch entſprechendes Perſonal einſtellen
können.

Um die Sozialdemokratie hat ſich faſt die ganze Juſtizdebatte
gedreht wir haben keinen Grund, ihren Verlauf zu be-
dauern

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., 7. Februar 1911.

Sozialdemokraten ſind minderen Rechts.
Durch die Obſtruktion der Konſervativen iſt der Senioren

konvent des ſogenannten preußiſchen Landtags arbeits
unfähig gemacht. Die Arbeitseinteilung erfolgt jetzt durch
den Präſidenten, der ſeine Maßnahmen auf Grund einer Ver-
einbarung mit den Fraktionen trifft. Die Kreuzzeitung geht
nun noch einen Schritt weiter, ſie kann „nicht begreifen“,
wie man den Sozialdemokraten überhaupt Sitze in den Kom-
miſſionen einräumen konnte. Der Juſtizkommiſſion gehört
Genoſſe Dr. Liebknecht, der Kommiſſion für das Unterrichts-
weſen Genoſſe Hirſch an. Die Kreuzzeitung erblickt darin eine
Durchbrechung des parlamentariſchen Ge-
brauches, die „weiten Kreiſen im Lande nicht recht ver-
ſtändlich ſei“.

Das Vorgehen der Kreuzzeitung iſt um ſo unverfrorener,
als im Reichstage, in dem die Kommiſſionen nach den gleichen
Grundſätzen zuſammengeſetzt werden, auch die ganz kleinen
Fraktionen berückſichtigt werden, um von den Kommiſſions-
beratungen nicht ganz ausgeſchaltet zu ſein. Es würde im
Gegenteil jedem parlamentariſchen Gebrauch direkt ins Ge-
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Roman von Max Kretzer,

„Wie Sie das alles verſtehen,“ warf Frau Munk ein und
lachte abermals. Breit und feſt hatte ſie ſich auf das Sofa ge-
pflanzt, die Rechte auf den derben Schirm geſtützt, mit der
ganzen Koketterie einer noch hübſchen Frau, die nun von
Eitelkeit auf ihre Tochter erfüllt iſt, in der ſie ihr Ebenbild
erblickt. „Ach, da biſt du ja wieder, du liebes Turtelchen,“ rief
ſie dann aus, als Kempen die weiße Taube aus dem Behälter
nahm und ſie Klara in die Hände gab, um zu ſehen, wie ſich
alles machen würde. „Laß dich nur nicht beißen, ſie war
immer ſo wild.“

Das Tür flügelte und ſchnäbelte nach dem Mund, ſaß dann
aber ſtill an der Bruſt wie lebender Flaum. Kempen rückte
den Modellierbock zurecht und begann ſchweigend ſeine Arbeit,
um die erſte rohe Skizze zu haben. Kühn warf er den Ton an,
knetete dann darauf los, wobei die Finger ihm das Werkzeug
erſetzten. Alles wuchs unter ſeinen Händen, zwar nur in
groben Zügen, aber als Abbild deſſen, was er zeigen wollte.
Niemand ſprach ein Wort.

Zweimal noch ließ Frau Lemke ſich blicken, um ſich am Ofen
ſchaffen zu machen aber ihre Miene verriet, daß nur die Neu-
gierde ſie hereingetrieben habe.

Die Mutter hielt wacker bis zum Schluß aus. Zwar war ſie
auch am andern Morgen wieder zur Stelle; als ſie dann aber
eine halbe Stunde unverwüſtlich geſeſſen hatte und nur das
ernſte Arbeiten dieſes merkwürdigen Mannes ſah, der ſtets
tnurrte und brummte, höchſtens mit den Fingeren ſein Modell
zurecht rückte, ſonſt aber kein Lächeln und kein zärtliches Wort
herausbrachte, fand ſie dieſen Bewachungsdienſt ebenſo lang-
weilig als überflüſſig, und ſo empfahl ſie ſich mit der Aus-
rede, noch einen wichtigen Gang zu haben.

Die Skizze war fertig und hatte gefallen. Nach einer zwei-
tägigen Pauſe ging Kempen an die Ausführung im Großen.
Jeden Morgen pünktlich erſchien Klarg und nahm ſofort ihren
Platz ein; ſtets hatte ſie ihren beſten Staat an, in dem ſie ſich
ungemein wohlig zu finden ſchien, denn ſie bewegte ſich freier,
fühlte ſich mehr als ein gewichtiges Perſönchen, gehoben durch
dieſe neue Welt, in die ſie plötzlich verſetzt worden war. Sie
ahnte ihren Wert. ſah ſich ans Licht gebracht wie ein arm-
ſeliges Hauspflänzchen, das erſt der Sonne bedurfte, um ſich
zu entfalten. Frühzeitig ſich ſelbſt überlaſſen, hinausgeſchickt
in die große Stadt, um treppauf treppab zu laufen, war ihr
Verſtand geſchärft worden, hatte ſie ſich jene Lebensklugheit
angeeignet, die bei dieſen Kindern den Jahren voraus zu eilen
pflegt. Jhr größter Stolz war, daß ſie beim Nichtstun ver-
diente, immer geputzt wie zum Gang nach der Kirche. Wie
atte ſie ſich manchmal abſchleppen müſſen, um nachher,

ald das Gläd ihr günſtig war, mit fünf Pfennign Trink-

ſicht ſchlagen, wenn man auch nach dieſer Richtung hin im
preußiſchen Landtage einen Schlag gegen die Sozialdemokratie
führen wollte, denn wenn die Fraktion auch klein iſt, ſo iſt
ſie doch die Vertreterin der ſtärkſten Parteiim Lande,
die nur durch das elende Dreiklaſſenwahlrecht gewaltſam daran
gehindert wird, die ihr zukommende Vertreterzahl im preußi-
ſchen Landtage zu haben.

Aber gemach ihr Junkerl! Nach den Reichstagswahlen, bei
denen die Herrſchaften vielleicht auf ein Dutzend oder ſo redu
ziert werden können (wenn die Liberalen Stange halten) wer-
den wir an den Vorſchlag der Kreuzzeitung wieder erinnern.
Vielleicht brauchen die Herren dann auch keine Vertretung in
den Kommiſſionen

Geſetzentwürfe zur Sozialverſicherung.
1. Der Entwurf eines Einführungsgeſetzes zur Reichsver-

ſicherungsordnung iſt dem Reichstage ſoeben zugegangen. Hier-
nach tritt die Reichsverſicherungsordnung, ſoweit es ſich um
die Maßnahmen zu ihrer Durchführung handelt, ſofort in
Kraft. Wann die übrigen Beſtimmungen in Kraft treten, ſoll
durch Kaiſerliche Verordnung feſtgeſetzt werden. Die Frage,
wann die Hinterbliebenenverſicherung in Kraft tritt, iſt offen
gelaſſen worden. Mit dem Jnkrafttreten derſelben ſoll aber
der S 15 des Zolltarifgeſetzes vom 25. Dezember 1902 aufge
hoben und die angeſammelten Beträge und Zinſen zu den Zu
ſchüſſen des Reiches für die Hinterbliebenenverſicherung ver-
wendet werden. Zufolge der Vorſchrift des S 15 des Zolltarif-
geſetzes ſind bisher rund 51,5 Millionen Mark Nennwert an-
geſammelt worden. Jn Zukunſt ſollen bekanntlich die Aus-
gaben der Hinterbliebenenverſicherung durch zu erhebende
höhere Beiträge der Verſicherten und Unternehmer gedeckt
werden.

2. Der Entwurf eines Geſetzes betreffend die Hilfskaſſen iſt
ebenfalls dem Reichstage jetzt ſeit 1905-06 zum dritten Male
zugegangen. Diesmal wird die direkte Aufhebung des
Geſetzes über die eingeſchriebenen Hilfskaſſen
und Unterſtellung dieſer Kaſſen unter das Geſetz über die
privaten Verſicherungsunternehmungen verlangt. Jn den
leßten Jahren ſollen ſich erhehliche Mißſtände auf dem Ge-
biete der Hilfskaſſen gezeigt haben. Soweit die ſogenannten
Schwindelkaſſen in Betracht kommen, trifft dies zu; nicht aber
bei den reellen, von Arbeitern geleiteten freien Hilfskaſſen.
Will man die Schwindelkaſſen faſſen, ſo iſt dies nur zu be-
grüßen, den ſonſtigen Hilfskaſſen aber weitere Schwierigkeiten
zu bereiten, dagegen muß proteſtiert werden.

Der Wahlrechtskampf in Braunſchweig.
Am 26. Januar 1910 wurde in Braunſchweig der Sturmlauf

gegen das Braunſchweigiſche Junker- und Privilegienparla-
ment begonnen. An dieſem Tage hat das Braunſchweigiſche
Proletariat die Bluttaufe im Kampfe für das allgemeine,
gleiche, geheime und direkte Wahlrecht erhalten: die Polizei
ſchritt mit Säbelattacken gegen die Wabhlrechtsdemon-
ſtrationen ein. Die Braunſchweigiſche Arbeiterſchaft ließ ſich
dadurch nicht irre machen die Demonſtrationen wurden ſpäter
wiederholt. Bis jetzt hat dieſer Wahlrechtskampf allein die
Redakteure des Braunſchweiger Volksfreundes 22 Monate
Gefängnis geloſtet.

Das Braunſchweigiſche Landtagswahlrecht iſt noch miſerabler
als das preußiſche, ſoweit das möglich iſt. 30 Abgeordnete wer
den durch allgemeine Wahlen, und zwar 16 in den Stadtgemein
den und 15 in den Landgemeinden gewählt. Von den übrigen
18 wählen die Geiſtlichen 2, die Großgrundbeſitzer 4, die höchſt-
beſteuerten Gewerbetreibenden 3, die wiſſenſchaftlichen Berufs-
ſtände 4, und die höchſtbeſteuerten Einkommenſteuerpflichtigen
5 Abgeordnete. Dieſe 18 werden in direkter Wahl gewählt,
während die erſten 30 auf Grund des Dreiklaſſenwahlſyſtems
in indirekter Wahl gewählt werden.

Wahlberechtigt ſind alle männlichen Gemeindegenoſſen, die
die Braunſchweigiſche Staatsangehörigkeit beſitzen, das 25.
Lebbensjahr zurückgelegt haben, mindeſtens ein Jahr lang in
der Gemeinde wohnen, ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehren-
rechte befinden, nicht unter Kuratel ſtehen, zur Zahlung von
Gemeindeſteuern verpflichtet ſind und im letzten Jahre vor
Auslegung der Wählerliſten die Gemeindeſteuern bezahlt haben.

e e e e Jgeld von dannen zu gehen! Wenn es jetzt nach ihr gegangen
wäre, ſo hätte ſie auch nachmittags ſo geſeſſen, in ihre Gedanken
verſunken, die kraus genug ſich kreuzten, nachdem ſie ſich an
die peinliche Stille im Zimmer gewöhnt hatte.

Kempen ſprach bei der Begrüßung ſein Dutzend Worte, die
faſt immer die Frage nach dem Befinden ihrer Mutter ent-
hielten; dann war die Unterhaltung vorüber. Er ſah nicht
mehr das Mädchen, das heranwachſende Weib, ſondern nur den
atmenden Gegenſtand. den er in ein anderes Daſein zu über-
tragen habe: in das ſeiner Kunſt, in die Empfindung ſeiner
Schöpferwelt. Er erblickte nur Linien und Rundungen, die er
veränderte, ſobald es ihm geeignet ſchien. Und ſie ſah, wie er
das linke Auge zukniff und an ſeinem Modellierholz das Luft
maß vornahm, verſpürte ſeinen Hauch, wenn er dicht an ſie
herantrat, um die Feinheiten ihres Antlitzes zu ſtudieren, was
ſie mit der Muſterung eines Steines verglich, der ihn kalt laſſe
wie ein Geſicht aus gefrornem Schnee. „Das ſollte nur Mutter
ſehen mit ihrer Angſt!“ dachte ſie und kicherte innerlich. „Er
könnte mich aufeſſen, ich würde nichts davon merken.“

Da war doch Lorenſen ein anderer Kerl, als er eines Mor-
gens nicht verſäumte, der Sitzung beizuwohnen, um ſich mit
Kempen über die Arbeit auszuſprechen. Die Gewohnheit hatte
ſie beide künſtleriſch verwachſen gemacht, und ſo lieh ſich jeder
die Augen des andern um ſeine eigenen Mängel entdeckt zu
ſehen. So lange ſie ihre vier Wände teilten, war das Gleiche
geſchehen, denn niemals hatte Neid und Eiferſucht ihre Seele
bewegt; nur der eine Gedanke beherrſchte ſie: gemeinſam fort
zuſchreiten bis zur Höhe ihres Könnens.

Diesmal gab alſo Lorenſen den nötigen Fingerzeig. Auch
er trat dicht an Klara heran, damit er ſich beſſer in ihre Züge
vertiefen könne; aber er übte dabei nicht die Zartheit wie der
Genoſſe. Kempen hatte ſich nur den bloßen Hals gedacht, der
von einem feinen Linnen umſchloſſen ſein ſollte. Lorenſen
jedoch war anderer Meinung; er wollte dem Auge mehr ſinn-
lichen Reiz bieten, was ganz ſeiner Natur entſprach.

„Halt mal, mein Kind,“ ſagte er geſchäftsmäßig, löſte die
oberſten Haken des Kleidchens und legte die Kanten nach innen
um, ſo daß ein ſpitzer Ausſchnitt ſich zeigte. Trotzdem es nicht
gefährlich war, ſtieg brennende Röte in ihr Geſicht, denn ſie
hatte ſeine Finger auf ihrer Haut gefühlt; ſie wehrte ſich nicht,
aber wie vom Schreck gelähmt ſaß ſie da, unfähig eines Wortes.

Lorenſen, der ſich nichts Schlimmes dachte, wollte noch weiter
gehen. Kempen aber, der ihre Qual bemerkte, fuhr mit einem
ſtraſenden: „Nicht doch, nicht doch!“ dazwiſchen.

Krampfhaft hatte ſie die Taube erfaßt und ſchob ſie wie
ſchützend in die Höhe, bis zum Kinn hinauf, ſelbſt nun ein
furchtſames Tierchen, das von einem andern Hilfe erwartet.

Lorenſen begriff ihn nicht, denn er wollte nur belehren und
nichts erleben. Er hatte ſchon genug enthüllte Jugend geſehen,
die dem edlen Zweck der Kunſt dienen mußte; und niemals
war deswegen ein Zetergeſchrei entſtanden, denn man ergötzte
ſich daran mit geſchlechtsloſen Augen. Dieſer herrliche Ge-

Zur „Reform“ dieſes Wahlrechtsmönſtrums unterbreitete die
Juſtizkommiſſion dem Landtag einen neuen Wahlrechtsentwurf,
der am Dienstag, den 7. Februar, zur Beratung kommen ſoll.

Die wichtigſten Beſtimmungen des neuen Entwurfs lauten
Die Beſtimmungen über die Wahl der Berufsſtände bleiben

unverändert. Für berufsſtändiſche und allgemeine Wahlen
gelten folgende Vorſchriften: Wahlberechtigt ſind die Bürger
und Gemeindegenoſſen mit einem Einkommen von mindeſtens
600 Mark in der Stadt Braunſchweig und von mindeſtens
500 Mark im übrigen Herzogtum, wenn ſie ſeit drei Jahren
die braunſchweigiſche Staatsangehörigkeit beſitzen, das 30.
Lebensjahr erreicht haben, mindeſtens drei Jahre im Herzog-
tum wohnen, zur Zahlung von direkten Gemeindeſteuern ver
pflichtet ſind und ihre Steuern im letzten Jahre vor Aus-
legung der Wählerliſten bezahlt haben.

Für die allgemeinen Wahlen bleibt es bei dem Drei-
klaſſenwahlſyſtem, für das die direkte Wahl eingeführt wird.
Die erſte Klaſſe ſoll mindeſtens 5 Prozent, die zweite minde-
ſtens 20 Prozent aller Wahlberechtigten enthalten. Die Bil-
dung der Klaſſen erfolgt auf Grund der direkten Staats-
ſteuern.

Die Wahlkreiſe ſind unter Aufrechterhaltung der Tren-
nung zwiſchen Stadt und Land derart zu bilden, daß auf
jeden Kreis drei Abgeordnete entfallen. Es ſind 18 ſtäd-
tiſche und 18 ländliche Vertreter vorgeſehen.

Dieſer Entwurf bedeutet eine brutale Verhöhnung der
arbeitenden Klaſſen, und eine noch verſchärfte Entrechtung. Jn
der Stadt Braunſchweig z. B., die neun Abgeordnete zu wäh-
len hätte, entfielen auf die dritte Klaſſe drei. Die dritte Klaſſe
umfaßt aber etwa 11500 Wähler, während in der erſten und

zweiten im ganzen kaum 1200 vorhanden ſind. Auf dem
Lande geſtaltet ſich das Verhältnis noch ungünſtiger.

Gegen dieſe Wahlentrechtung, an der alle bürgerlichen Par-
teien mit ſchuldig ſind, hat das braunſchweigiſche Volk am
letzten Sonntag in zehn Verſammlungen Stellung ge-
nommen, und ſeinen unerſchütterlichen Willen bekundet, nicht
zu ruhen, bis das allgemeine, gleiche, direkte und geheime
Wahlrecht erobert iſt.

Die Verſammlungen waren durchweg überfüllt. Nach Schluß
der Verſammlungen, um 121 Uhr, zogen die Teilnehmer nach
dem Landtagsgebäude. Daran ſchloß ſich unter Hoch-
rufen auf das gleiche Wahlrecht und unter den Klängen von
Arbeiterliedern ein Umzug durch die Stadt. Die Polizei hatte
ſämtliche Zufahrtsſtraßen nach dem Schloſſe hin verſperrt. Mit
einigen Ausnahmen verhielt ſie ſich diesmal ſehr zurückhal-
tend. Vor dem Hauſe des Miniſters Hartwieg löſte ſich der
Zug auf, an dem etwa 10000 Wahlrechtsdemonſtranten teilge-
nommen haben.

Abgeſehen von einigen Verhaftungen verlief die Demonſtra-
tion ohne Zwiſchenfälle.

Deutſches Reich.
Wahlvorbereitungen. Bei der bevorſtehenden Reichstags

erſatzwahl in Gießen wird der Bund der Landwirte den
antiſemitiſchen Kandidaten, Oberlehrer Dr. Werner, unter-
ſtützen. Jn dieſem Beſchluß liegt eine Abſage an die National-
liberalen, die den agrariſch geſinnten Profeſſor Giſevius
aufgeſtellt haben in der Hoffnung, die Zuſtimmung des Bundes
der Landwirte zu dieſer Kandidatur zu finden. Darin haben
ſich die Nationalliberalen nun getäuſcht und können dieſe
neueſte Blamage zu den übrigen legen. Es heißt, Giſevius
wolle ſeine Kandidatur niederlegen.

Der frühere Gouverneur von Südweſtafrika, Herr von
Schuckmann, hat die Kandidatur im Wahlkreiſe Friede-
berg-Arnswalde nunmehr definitiv angenommen. Da-
mit iſt der Antiſemit Bruhn abgeſägt, denn ohne die Hilfe
der Konſervativen iſt es völlig ausgeſchloſſen, daß er auch nur
in eine Stichwahl kommen kann. Herr v. Schuckmann machte
ſeiner Zeit viel von ſich reden, als er als Landtagsabgeord-
neter den preußiſchen Landtag eine fulminante Rede gegen die
Berliner Helligkeit und das- Berliner Nachtleben ſchmetterte.

Jm erſten weimariſchen Reichstagswahl
kreiſe wird der Hanſabund die von den Fortſchrittlern und
Nationalliberalen aufgeſtellte Kandidatur des Schuldirektors
Enders unterſtützen.

treue aber wurde ſofort von philiſterhafter Neigung durch
zogen, ſobald ſein Eigenſinn ſich regte; er haßte die Weiber,
und doch hatte er etwas von ihrer Keuſchheit, wenn er ſein
zartes Weſen offenbarte.
„Herrgott, hab dich doch nicht, Hermann,“ ſagte Lorenſen
ärgerlich, ohne ſich Zwang anzutun. „Zu was iſt ſie denn
hier? Manchmal biſt du furchtbar echt.“

„Sie iſt doch noch ein Kind,“ brummelte Kempen durch ſeinen
Bart zurück.

„Ja, wenn du ſo denkſt, Hermann, weißt du dann geh in
re n halle. Sie fleddern dich dort ordentlich. Das ſoll
wo ein.“

Trotzdem ſie am Fenſter ſtanden, hatte Klara alles gehört;
und als nun Lorenſen, der bald fort mußte, ein paar
liche Redensarten zu ihr machte, die ſie über den Zweck dieſer
winzigen Entblößung aufklären ſollten, war ihr Schreck ſchon
überſtanden. Nein, ſie wollte kein Kind mehr ſein, wie Kem
pen von ihr behauptet hatte, denn dadurch fühlte ſie ſich ge-
kränkt. Sie ſollten doch wohl ſehen, daß ſie keine Furcht vor
ihnen hatte, daß ſie wohl zu würdigen wußte, weswegen ſie
hier ſaß und was ſie den Künſtlern ſchuldig war. „Soll ich
morgen ein Kleid mit Ausſchnitt anziehen?“ fragte ſie ver-
gnügt und zeigte ihre kleinen Zähne. „Jch hab eins, ein
weißes. Mutter kann es raſch waſchen und plätten.“

„Wollen mal ſehen,“ knurrte Kempen.
Lorenſen jedoch, der das für Verſtellung hielt, begann, ſie

plump zu loben, zugleich erfreut darüber, mit ſeiner Kenntnis
von dieſer Gattung den Sieg davongetragen zu haben. „Na,
ſiehſt du, blödes Kücken, das iſt doch noch mal 'n Wort,“ ſagte
er gemütlich und griff zum neckiſchen Spiel in ihr loſes Haar,
wogegen ſie diesmal nichts einzuwenden hatte. „Man nicht
immer gleich ſo kratzbürſtig, 'n hübſches Mädel darf ſich nie
mals ſo zieren, höchſtens mal. wenn es vor'm Spiegel ſteht.
Und hier ſitzt Hu vor der Kunſt, die verſteht keinen Spaß
Das alles brauchſt du Mutter nicht zu ſagen, ſonſt ſteckt ſie
dich wieder in 'n Aſchenkaſten. Und hier, ſiehſt du, hier ſitzt
du auf dem Präſentierteller und machſt der Welt Freude, die
dein Näschen bald bewundern wird.“

Sie lachte nun mit ihm, denn ſie hatte bereits alles über-
wunden mit dem geſunden Frohſinn der Jugend, die ſchon für
gute Worte dankbar iſt; ſie zürnte ihm nicht mehr, denn es ſaß
ihr noch im Gedächtnis, daß er es geweſen war, der ſie damals
zuerſt ſchön gefunden hatte, was nun jetzt von ihm wiederholt
wurde. Und ſie fand es merkwürdig, daß der andere bis jetzt
nicht das gleiche getan hatte, daß er ihr zuerſt aus dem Wege
gegangen war, aber ſie doch nun für würdig erachtete, ſich ſo
eifrig mit ihr zu beſchäftigen, als wäre ſie wunder was für
eine erleſene Perſon. Lenzeseinfalt wohnte noch in ihrer
Bruſt, und ſo ſang ſie mit, wo ſie das Singen hörte, ohne an
die Gefährlichkeit der Sänger zu denken.
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Belgien.
Cleopolds Millionen.

Der Brüſſeler Korreſpondent der Frankf. Ztg. erfährt aus
ſicherer Quelle, daß nach dem Tode König Leopolds 9 Millio-
nen aufgefunden wurden, die der Niederfüllbacher Stiftung
zugefloſſen ſind, die Leopold II. unterſtellt war. Während man
heute noch in Belgien annimmt, daß die Velgien gehörigen
Gelder dieſer Stiftung im beſten Falle 40 Millionen betragen,
kann der Korreſpondent der Frankfurter Zeitung verſichern,
daß es 70 Millionen ſind, die aus dem Kongoſtaat von
Leopold II. entnommen und die reſtlich, vorbehaltlich des Ein-
ſpruchs der Prinzeſſin Luiſe, nach einer Erklärung des
Miniſters des Jnnern in die Niederfüllbacher Stiftung zurück-
wandern werden. Hiermit löſt ſich auch das Rätſel nach dem
Verbleib der Millionen, die Leopold II. in der Form von An-
leihen oder durch die direkten Erträgniſſe der Krondomäne und
aus dem Kongoſtaat bezogen hat, zumal man mit Sicherheit
annehmen kann, daß etwa 30 Millionen an eine bekannte Dame
geſchenkt worden ſind und der Reſt zum Ankauf von Schlöſſern
uſw. verwandt wurde.

Rußlangd.
Auch eine Reform.

Der oberſte und vornehmſte Grundſatz des zariſchen Regi-
ments war und iſt: das Volk muß in Dummheit und Un-
wiſſenheit erhalten werden. Jn Rußland iſt deshalb auch der
Branntweinkonſum monopoliſiert, d. h. der Staat zieht jährlich
etwa 500 Millionen Rubel aus dem Schnaps, während für
den Volksſchulunterricht ſo gut wie gar nichts geſchieht. An
nähernd 70 Prozent der Bevölkerung auf dem Lande noch
weit mehr ſind Analphabeten, können weder leſen noch
ſchreiben! Unter ſolchen Umſtänden iſt es nur zu erklärlich,
wenn der Aberglaube unter der Bevölkerung noch in der
ſchlimmſten Weiſe graſſiert und das Volk in ſeiner Unwiſſen-
heit der Schnapspeſt und anderen Seuchen maſſenhaft zum
Opfer fällt. Wie ſchlimm es in dieſer Beziehung ausſehen
mag, läßt ſich daraus erkennen, daß ſich die Regierung jetzt
endlich dazu verſtehen will, ſo etwas wie „yobligatoriſchen
Elementarunterricht“ einzuführen. Zu ſolchen Konzeſſionen
wird man einfach durch die fortſchreitende Entwicklung und
beſonders durch die Ausbreitung der Jnduſtrie im Lande ge-
zwungen. Allerdings: beſchämend wenig iſt es, was die
Regierung für dieſen notwendigen Zweck vorgeſehen hat. Jn
der Vorlage, die in der Montagsſitzung der Reichs duma
zur Beratung ſtand, begnügt man ſich mit lächerlich geringen
Forderung einer jährlichen obligatoriſchen Aus
gabe von 10 Mill. Rubel für die Dauer von
zehn Jahren. Der Finanzminiſter erklärte, daß die
Regierung mit Rückſicht auf die Wichtigkeit der Frage bereit
ſei, dieſe jährliche Ausgabe für den genannten Zweck feſtzu-
ſetzen. Das Zentrum ſtimmte der Vorlage zu, will aber
nicht über s Millionen Rubel bewilligen! Der
Staat müſſe bei der Feſtlegung obligatoriſcher Ausgaben „Vor-
ſicht beobachten. Das heißt, wenn dieſe Ausgaben die Volks-
bildung, und nicht den Militarismus betreffen. So iſt es
in Rußland wie in Preußen-Deutſchland!

TCürkei.

Ein neuer Aufſtand der Albaneſen
ſcheint ſich vorzubereiten. Wie aus Saloniki gemeldet wird,
iſt der Albaneſenchef Aſſan Fero witſch mit ſeiner Bande
bis Guſſinje vorgedrungen und hat die Anhänger der Jung-
türken mit Kontributionen beſtraft. Der mit 7000 albaneſiſchen
Emigranten ſich in Montenegro aufhaltende Albaneſen-
chef Jſſo Boljetinatz agitiert in Albanien gegen die Tür-
ken in lebhafteſter Weiſe. Der angekündigte Aufſtand ge
winnt daher immer mehr an Wahrſcheinlichkeit.

Mexiko.
Neue Kämpfe.

Jn Nordmexyxiko ſcheint die Situation noch unverändert zu
ſein. Um den Beſitz der der texaniſchen Grenzſtadt El Poſo
gegenüberliegenden mexikaniſchen Stadt Ciudao Juarez
iſt am Montag heftig gekämpft worden. Eine Abteilung Revo-
lutionäre zerſprengte, wie dem B. T. aus Neuyork ge-
meldet wird, 600 Mann Regierungstruppen, wobei die Verluſte
auf beiden Seiten ſehr groß waren. Es gelang zwar einein
Teil der Regierungstruppen, in die ganz verlaſſene Stadt
Juarez einzuziehen, aber mit dem Verluſt der meiſten Waffen
und Geſchütze. Die Regierungstruppen hatten bei den Kämpfen
über 100 Tote und Verwundete. Der Bruder des Rebellen-
führers Madero, der in Neuyork weilt, erklärte, Juarez ſei
der Schlüſſel der Situation. Der Fall dieſes Plages
werde der Anfang vom Ende der Herrſchaft Porfirio Diaz ſein.

Marokko.
Ueberfall auf Europäer.

Dem Pariſer Matin wird aus Melilla gedrahtet:
Fünf Europäer, die ſich aus dem Departement Oran in
Weſtalgerien nach Melilla begaben, wurden am 29. Januar auf
dem linken Ufer des Grenzfluſſes Muluya von Angehörigen
eines marokkaniſchen Rifsſtammes angegriffen. Nur
einer der Flüchtlinge brachte dann die Kunde von dem Ueber-
falle nach Melilla. Wie es heißt, ſchnitten die Marokkaner den
Erſchlagenen die Köpfe ab und verſtümmelten die Leichname.
Ueber Namen und Nationalität der Ermordeten verlautet noch
nichts.

Gewerkschaftliches.
Die Verſicherungsgeſellſchaft Viktoria,

deren ertragreichſter Verſicherungszweig die ſogenannte Volks
verſicherung iſt, entpuppt ſich jetzt immer mehr als Feindin
der Koalitionsfreiheit ihrer Angeſtellten Für die Volks
verſicherung werden beſonders viele Abſchlüſſe in Arbeiterkreiſen
gemacht. Arbeitergroſchen ſind alſo der Geſellſchaft zur Ver-
mehrung ihres Millionengewinnes ſehr willkommen, Arbeiterrechte
aber tritt die Viktoria mit Füßen!

Früher duldete ſie ſchmunzelnd, daß beſonders ihre Außen
beamten, die Einnehmer und Akquiſiteure, ſich organiſierten, be-
günſtigte das doch gleichzeitig die Einführung ihrer ſogen. Volks
verſicherung in die Reihen der organiſierten Arbeiter. Nachdem
aber ihre Angeſtellten durch ihre gewerkſchaftliche Organiſation
für die Verbeſſerung ihrer recht dürftigen ArbeitsBedingungen
wirken wollen, da greift die Viktoria zur Maßregelung von
organiſierten Einnehmern.

Jn Dortmund hat ſie jüngſt alle organiſierten Ein
nehmer gemaßregelt und dieſer Tage hat ſie in Berlin
und in Oberhauſen drei Einnehmer kurzerhand entlaſſen.

Was dieſer Unternehmerwillkür beſondere Beachtung verſchafft,
das iſt die zyniſche Offenheit, mit der ſich die Direktion zu dieſem
Terrorismus bekennt. Einer Vertretung ihrer Dortmunder An
geſtellten, die wegen eines gemaßregelten Kollegen vorſtellig wurde,
erklärte ſie mit dürren Worten:

Vie Suspenſion vom Dienſte erfolgte wegen ſeiner mit
den geſchäftlichen Jntereſſen unverträglichen Agitation im Kreiſe
unſerer Beamten für die Organiſation. Wie wir uns weder
um die politiſchen noch um die religiöſen Anſchauungen unſerer
Beamten irgendwie kümmern, ſo können wir ebenſowenig irgend
eine Agitation im Kreiſe derſelben geſtatten und deshalb hat
ſich Herr für die Stellung eines Einnehmers unmöglich
gemacht
Mit ſolcher ſcharfmacheriſchen Ueberhebung kann ſich die Viktoria

arg in die Neſſeln ſetzen, denn den um ihre Koalitionsfreiheit
kämpfenden Verſicherungsangeſtellten ſtände für eine Abwehr ſicher
die hilfsbereite Sympathie der Arbeiterbewegung zur Seite. Der
Appell des Verbandes der Bureauangeſtellten an die Arbeiterſchaft,
die organiſierten Verſicherungsangeſtellten in ihren gewerkſchaft
lichen Beſtrebungen zu unterſtützen, würde gehört werden. Vor
allem wird in erſter Linie von jedem Gewerkſchaftler Gewicht
darauf gelegt werden müſſen, nur mit gewertkſchaftlich organiſierten
Einnehmern und ebenſolchen Angeſtellten geſchäftlich zu verkehren.
Die organiſierten Einkaſſierer führen als Ausweis eine Kontroll
karte des Verbandes; ſie iſt nur dann gültig, wenn der laufende
Monat abgeſtempelt iſt. Deshalb, fragt die Verſicherungsangeſtellten
nach dieſem Organiſationsausweis!

Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.
Der Bergarbeiterſtreik auf der Donnersmarck-

Grube bei Rybnik, O.-S., iſt nach achtwöchiger Dauer zu
ſammengebrochen. 450 Bergleute ſtanden bei ſehr niedriger
Unterſtützung einmütig im Streik; die polniſche Gewerkſchaft zahlte
ihren Leuten nur fünf Mark pro Woche Streikunterſtützung. Der
Streik wird aber dennoch auch den oberſchleſiſchen Kohlenmagnaten
eine Warnung ſein, denn er iſt doch nicht ſpurlos am dortigen
Wirtſchaftsleben vorübergegangen.

Jn den Papierfabriken Roſenhagen-Blankenburg
haben za. 600 Arbeiter die Arbeit niedergelegt, weil
der Unternehmer, Kommerzienrat Wiede, den Austritt aus
der Organiſation forderte und jeden, der ſich weigerte aus-
zutreten, entließ.

Auf der Dortwunder Zinkhütte, A.-G., haben 200 Ar-
beiter ihre Kündigung eingereicht, weil die Firma die
von den Arbeitern eingereichten Forderungen ſchlankweg ablehnte.
Die Geſellſchaft iſt übrigens auch Eigentümerin der Zeche Lukas,
die erſt vor ſechs Wochen beſtreikt wurde.

Jn der Schuhfabrik von Greve Saſſer in Wurzen
haben die Arbeiter und Arbeiterinnen die Arbeit nieder-
gelegt. Verhandlungen, die zwiſchen dem Gauleiter des Zentral-
verbandes der Schuhmacher und dem Firmeninhaber ſtattfanden,
hatten zu keinem Ergebnis geführt.

Bei der Firma Götz Fiſcher in Groitzſch (Sachſen) be-
ſtehen ebenfalls Differenzen. Verhandlungen ſollen im Beiſein
von Vertretern des Verbandes ſächſiſcher Jnduſtrieller und des
Zentralverbandes der Schuhmacher Deutſchlands ſtattfinden.
Zu zug iſt nach allen oben genannten Orten fernzuhalten.

Gerichtsſaal.
Schwurgericht.

Halle, 6. Februar.
Jn dem Prezeiz Müller wegen Körperverletzung mit Todes-

erfolg, worüber wir bereits geſtern berichteten, beſtätigten die ge
ladenen Zeugen den mitgeteilten Sachverhalt. Der Alkohol hat
das Opfer gefordert. Draſtiſch erklärte ein Zeuge: „Meine Herren,
wir hatten alle einen genebbelt und da wiſſen Sie ja och, wie das
ſo hergeht.“ Nicht bloß der Angeklagte, ſondern auch der Getötete
ſoll am betreffenden Abend händelſüchtig geweſen ſein. Der ge-
ladene Sachverſtändige bekundete, der Stich ſei in die Gehirn-
höhle gedrungen und habe auch die Rückenmarkskanalhaut verletzt.
Der Tod ſei zweifelsohne durch den Stich bewirkt worden. Jn
Frage kam, ob der Angeklagte in Notwehr gehandelt habe. Davon,
ſo meinte der Staatsanwalt, könne gar keine Rede ſein. Die Tat
grenze an Totſchlag. Mit Rückſicht auf den Alkoholgenuß ſollten
mildernde Umſtände nicht mehr zugebilligt werden. Die Ge-
ſchworenen bejahten die Schuldfrage, billigten aber mildernde Um-
ſtände zu. Beantragt wurde eine Gefängnisſtrafe von drei Jahren
ſechs Monaten mit dem Hinweiſe, wo das blanke Meſſer eine
Rolle ſpiele, da ſei eine empfindliche Strafe am Platze. Das
Urteil lautete auf

drei Jahre Gefängnis,
von welcher Strafe zwei Monate auf die erlittene Haft als ver
büßt erklärt wurden.

Aus den Hachbarkreiſen.
Der Kampf ums Konlitionsrecht.

Der Kampf, den die Eilenburger Arbeiterſchaft gegen
wärtig zur Abwehr der unverſchämten Zumutung der Fabrikanten
zu führen hat, nimmt ſchärfere Formen an. Am Montag früh iſt
in der Zelluloidfabrik von den bekannten Hamburger Streikbrecher
lieferanten ein großer Trupp „Rausreißer“ eingetroffen, die, wie
feſtgeſtellt worden iſt, unter falſchen Vorſpiegelungen
angelockt und nach Eilenburg transportiert worden ſind. Jm
Aſyl für Obdachloſe in Hamburg wurden durch Anſchlag „200
Hausknechte für auswärts“ geſucht. Erſt unterwegs, in Magdeburg,
wurde den Leuten die wahre Beſtimmung bekannt. Einige ſind
denn auch ſofort wieder umgekehrt. Die anderen, von denen
vielleicht der größte Teil noch nicht darüber aufgeklärt iſt, welche
Rolle man ihnen zumutet, wurden nach Eilenburg weiter trans-
portiert und unter ſtarker polizeilicher Bedeckung vom Bahnhof
nach der Fabrik gebracht, wo ſie einlogiert ſind und auch gleich
verpflegt werden.

Daß ſich die Polizei vollſtändig als Dienerin des Unternehmer-
tums fühlt, geht aus folgendem hervor: Jn Hamburg wurden
von jungen Leuten Zettel verteilt, daß Fabrik-, Lager und Erd
arbeiter, ſowie Schloſſer und Schmiede nach Eilenburg geſucht
werden. Ohne zu ahnen, daß es ſich um Streikbrecherei handelt,
fuhr auch ein Schmied mit. Jn der Zelluloidfabrik angekommen,
erklärte er, daß er die angewieſene Arbeit nicht verrichten könne
und das Reiſegeld zurückverlangen müſſe. Auf der Polizei wurde
ihm auf die erhobene Beſchwerde entgegnet, daß der Polizeiſe kretär
ihm andere, ſäurefreie Arbeit vermitteln würde. Die Polizei hat
ſich alſo mit den Stadträten und Ehrenbürgern gegen die Arbeiter
ſchaft verbunden. Den dreiſten Verdrehungsverſuch, den ſich der
Strohmann der Unternehmer Franke, in ſeinem Leibblatte erlaubte,
haben wir bereits geſtern gebührend gekennzeichnet.

Welche kampffrohe Stimmung die Eilenburger Arbeiterſchaft
beſeelt, zeigte der glänzende Verlauf der am Sonnabend im Tivoli
ſtattgefundenen öffentlichen Einwohnerverſammlung. Eine Ver-
ſammlung, wie ſie in Eilenburg noch nicht geſehen worden iſt,
denn es waren über 1500 Perſonen, Männer und Frauen in
gleicher Zahl anweſend. Gewerkſchaftsſekretär Un deutſch Magde-
burg ſchilderte im einzelnen die Machinationen des Reichsverbandes
zur Verleumdung der Sozialdemokratie, der bei dem Vorgehen der
Eilenburger Kapitaliſten der treibende Keil ſei. Der Bürgermeiſter
habe jetzt plötzlich keine Zeit gehabt, um mit Rückſicht auf das
Gemeinwohl Mittel und Wege zu finden, beizeiten einem ſolchen
Kampfe, wie er jetzt entbrannt ſei, Einhalt zu tun. Jn der
Schützenhausaffäre hatte man es eiliger. Jm einzelnen kritiſierte
der Redner die Beſtrebungen der „nationalen“ gelben Arbeiter

vereine. An Stelle des gebundenen, ſogenannten nationalen
Arbeitsnachweiſes müſſe ein paritätiſcher, von der Stadtver
waltung unterhaltener und beaufſichtigter Arbeitsnachweis ge
ſchaffen werden. Nur ein geſchloſſenes und ruhiges Zuſammen
halten aller Ausgeſperrten und die Unterſtützung der übrigen
Organiſierten wird dazu beitragen, daß die freiorganiſierte Ar
beiterſchaft im Kampfe den Sieg davontrage.

Jn der Diskuſſion mahnte Gewerkſchaftsſekretär Haak zur
Ruhe und Einigkeit. Die Verbindung der Arbeitgeber mit den
gelben Elementen werde ihnen noch teurer zu ſtehen kommen, als
weny ſie ihren Arbeitern einen ausreichenden und auskömmlichen,
Lohn zahlten. Genoſſe Raute warnte vor Unüberlegtheiten
gegenüber dem nationalen Arbeiterſekretär Franke. Provokationen:
von dieſer Seite ſollten die Arbeiter aus dem Wege gehen, ein.
gewiſſes Gefühl der Reinlichkeit müßte ſie davon abhalten. Der
Mann ſei ja nur ein vorgeſchobener Strohmann, die
Gliederpuppe in den Händen des Reichsverbandes.
Das kleine Bürgertum, die kleinen Gewerbetreibenden hätten den vom
Unternehmertum aufgezwungenen Kampf auszukoſten. Dieſer Kampf,
durch den die ſtaatsbürgerlichen und politiſchen Rechte beſchnitten
werden ſollen, wird das Erwerbsleben aufs Schwerſte ſchädigen.
Die Eilenburger Arbeiterſchaft habe einen Vorkampf auszufechten,
der, wenn er hier für das Unternehmertum gelinge, anderwärts mit
größerer Leichtigkeit durchgeführt werde. Eilenburg iſt ſomit das
Verſuchsfeld. Die Arbeiter wüßten, was ihnen bevorſtände.
Sie ſollten ſich der Ehre, zuerſt einen ſolchen Kampf durch
zufechten, würdig erweiſen; kaltes Blut und Ruhe bewahren, in
dem ihnen aufgezwungenen Kampfe auszuharren im Jntereſſe der
freiorganiſierten Arbeiterſchaft. Folgende Reſolution wurde ein-
ſtimmig angenommen:

„Die heute von weit über 1500 Arbeitern und Arbeiterinnen
beſuchte Verſammlung erklärt, daß ſie den von dem Unter
nehmertum aufgedrungenen Kampf um das geſetzlich gewähr-
leiſtete Koalitionsrecht aufnimmt und nicht eher Frieden ſchließt,
als bis das Koalitionsrecht der Arbeiter ſichergeſtellt iſt. Da
der Angriff der Unternehmer ſich gegen die geſamte frei-
organiſierte Arbeiterſchaft richtet, erwarten die Verſammelten,
daß alle Organiſierten die direkt Angegriffenen nach jeder Seite
hin unterſtützen.“

Dem Hoalleſchen Generalanzeiger
folgendes geſchrieben:

„Der Ausgang des Kampfes, bei dem es ſich nicht um einen
Lohnkampf oder um Verkürzung der Arbeitszeit, ſondern
um den Fortbeſtand des Nationalen Arbeiter-
vereins handelt, hängt davon ab, ob die Hirſch-
Dunckerſchen und die Chriſtlichen Gewerk-
ſchaften genügend Arbeiter zur Fortführung
der Betriebe ſtellen können undfeſtbleiben.“

Stimmt vollkommen! Um die gelbe Sumpfpflanze am
Leben zu erhalten, preßt man freiorganiſierte Arbeiter in die
„Nationalen Arbeitervereine“, tritt das geſetzlich garantierte:
Koalitionsrecht mit Füßen und wirft einfach Hunderte von Ar-
beitern auf die Straße. Und zu dieſer ſchurkiſchen Tat haben
die Hirſch-Dunckerſchen Gewerkvereine und die
chriſtlichen Gewerkſchaften ihre Hand geboten ja die Nieder
lage der freien Gewerkſchaften und das Fortbeſtehen der gelben
Streikbrecherkolonne iſt geſichert, wenn Hirſche und Chriſten

wird aus Eilenburg

genügend Streikbrecher liefern und „feſt bleiben“. Und da
heulmeiern dieſe Aucharbeiterorganiſationen, wenn ihnen
offener bewußter Arbeiterverrat vorgeworfen wird. An die
Einigkeit der Kämpfenden wird die reichsverbändleriſche, chriſt
liche, Hirſch-Dunckerſche Koalition zerſchellen.

ZWaſſerſtände.
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Hierzu ladet freund
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Der Vorstand.Masken liegen im Lokal aus.
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Früh von 9 Uhr an Weffffeiſch,
abends friſche Wurſt.

Hierzu ladet ergebenſt ein
R. Schlunck

Merseburgerstr. 161 (Rizzi-Bräu).

V Heute
Socohlachtefes t.

Marie Böttcher,
Triftſtraße 2.

WMargen, Mittwoch,
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tto Becker, Kröllwitz.
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Herren- u. Damen- Masken billig zu
vl. Alt Marktt7. III. Eing. Zenkerſtr.

Standesamtliche Nachrichten

Halle Süd (Steinweg 2) 6. Febr.Aufgeboten: ehrilbeſwee

Müller u. Elsbeth B hme (Mühl-
hauſen u. Steinweg 55). Geſchirr
führer Möllmann und Emma
Schwarzwalder (Streiberſtraße 29
u. Schlamm 11). Maurer Baum-
gart und F. A. Otto (Delitz a. B.)
u n Bormann und A.J. E. Groſche (Halle und Rott-
leben. Kaufmann Kramer und
F. A. E. Prieſemann (Halle undSannſhweg Arbeiter Nowack
und M. M. Janezak (Walentynor
und Lonkocin).

Eheſchlietzung Rangierer.
Schuhmann und Jda önig
(Pfännerhöhe 44).

Geboren: Verſicherungsbeamt.
Schulze T. (Nickel Hoffmannſtr. 16).
Lokomotivheizer Lohmann Sohn
(Freiimfelderſtraße 15). Weichen-
ſteller Wild S. (Glauchgerſtr. 55).
Schaffner Römer T. (Wörmlitzer
ſtraße 97). Arbeiter Hobuſch S.
Landsbergerſtr. 63). Anſtreicher
Bachmann Tocht. (Zenkerſtr. 15).
Arbeiter Kobs T. (Unterplan 9).
Geſchirrführer Keitel S. (Unter-
plan 5). r Gebe Tocht.
Mühlberg 4 Kaufmann KroebelZapfenſtraße 21). Arbeiter
Rabe s S. (Brunoswarte 2). Buch-

halter Brode S. (Ludwigſtraße 8).VPoſtboten Krü er S. (Steg 10).
Geſtorben: agiſtratsAſſiſtent

König, 31 J. (Gr. S Steinſtr. 35).
Formermſtrs. Probſt S., 2 Mon.
Landsbergerſtr. 54). Arbeiters
Purſchwitz Ehefr., geb. Richter
aus Ogkeln, 49 Jahre (Klinik).
Arbeiter Jaſecke, 80 J. (Beeſener-
ſtraße 10). Arbeiter Bremer aus
Rieſtedt, 28 J. (Klini). Dienſt-
mann Brömme Ehefrau, geb.
Leinung, 70 J. (Friedrichſtr. 59).
Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 3a).

6. Februar.
Etzeſchließung: Militärinvalide

Buſt und Luiſe Spieker, geb.
Stolze (Seydlitzſtraße 6).

Geboren: Direktor Schulz S.(Rich. Wagnerſtraße 52).Geſtorben Lehrer Ehriſtel a.

Naumburg, 69 J. (Diakoniſſenhaus). Arbeiters Edert S.,
4 Monate Georgſtraße 18). Ta
peziererr Bauwerker S., 11 Mon
(Bernburgerſtr. 16). Geh.
merzienrat Bethcke, 81 J.ſtr. 45). Maurers Becker T
(Dölauerſtraße t Hekonom
Leonhardt, 75 J ilhelmſtr. 1).Jnvalide Veißa, 71 J. Sing
ſtraße 16). Superintendenten a.Saran Eheſras geb. Herrfurth,

71 Jahre (Wittekindſtraße 9 4).Geſchirrführers Güldenpfennig S.,

3 J. (Kabelhäuſer 8). Reſtau-
rateur Vollmer, 39 J. (Fleiſcher

Paket ein prakt. Geschenk beſſiegt?

Carl C iger rade
ar entner, ppingen.u

ſtraße 25) Fleiſchers Kraneis T.,totgeb. Weiſt tſtraße 35).

vorm. Aug. Gro b jetzt A. Jähni g. Sämtl. i. Halle a. T
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Deutſcher Reichstag.
120. Sitzung. Montag, den 6. Februar 1911, nachmittags 2 Uhr.

Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die Jnterpellation Graf
v. Kanitz (konſ.), betreffend die Ueberſchwemmung des deut
w. Geldmarktes mit fremden Werten.

taatsſekretär Dr. Delbrück erklärt ſich bereit, die Interpellation Ende dieſer oder Anfang nächſter Woche zu Wig-
worten.

Es folgt die zweite Beratung des Geſetzentwurſs betr. Aende-
rung des

Gerichtsverkaſfungs-Geleyes und der
Strafprozeßordnung.

Abg. Dr. Brunſtermann (Rpt.): Wenn wir auch keine
Anträge geſtellt haben, ſind wir doch keineswegs mit ſämtlichen
Kommiſſionsbeſchlüſſen einverſtanden. Jedenfalls ſollte der
Reichstag nicht an Veſchlüſſen feſthalten, denen die Regierung
ein Unannehmbar entgegenſetzt, damit der Entwurf nicht
ſcheitert.

3 macht die Zulaſſung zur Vorbereitung für den Juſtiz-
dienſt abhängig vom Nachweis eines beſtimmten Vermögens
oder Einkommens.
Hierzu beantragen die Abgg. Albrecht und Gen. zuzu-

fügen: „Ebenſowenig darf die Zulaſſung von der politiſchen
oder konfeſſivnellen Geſinnung oder Betätigung des ſich zur
Aufnahme Meldenden abhängig gemacht werden“ und weiter
als 8 3a hinzuzufügen: „Die Entfernung aus dem Vor-
vereitungsdienſt darf nur auf Grund eines Diſgziplinargeſetzes
erfolgen.

Abg. Stadthagen (Soz.)
Jn Preußen beſteht eine Verfügung, wonach die Zulaſſung

zum Referendar von einem beſtimmten Jahreseinkommen ab-
hängig gemacht wird. Hätte dieſe Verfügung ſchon früher be-
ſtanden, ſo hätte z. B. weder Windthorſt noch Miquel Referendar
und ſpäter Miniſter reſp. Rechtsanwalt werden können. Wind-
re beſaß keinerlei Vermögen, er erwarb ſich ſeinen Unterhalt
während ſeiner Referendarzeit durch Abſchreiben. Die Kom-
miſſion hat daher vorgeſchlagen, daß der Nachweis eines „be-
ſtimmten Vermögens oder Einkommens nicht gefordert wer-
den darf, aber dieſer Vorſchlag geht uns nicht weit genug.

Söhne von Arbeitern
wursven vadurch von der juriſtiſchen Karriere vollſtändig aus-

en werden. Jch bitte Sie dringend, zum mindeſten das
Wort „beſtimmt“ in dieſem Paſſus zu ſtreichen. Weiter haben
wir beantragt, hinzuzufügen, daß auch eine politiſche oder
konfeſſionelle Geſinnung nicht maßgebend ſein darf, um jeman-
den vom Vorbereitungsdienſt auszuſchließen. Es iſt ja bekannt,
daß Juden in höhere Richterſtellen nicht aufrücken, wenn ſie ſich

t „taufen“ laſſen. Das entſpricht nicht dem Geſetz und der
Gleichberechtigung der Konfeſſionen. Auch

die politiſche Geſinnung
darf nicht maßgebend ſein, um jemanden vom Vorbereitungs-
dienſt auszuſchließen. Jch erinnere an den Fall des heſſiſchen
Akzeſſiſten Katzenſtein, der agitatoriſch nicht tätig war, aber
ſeine ſozialdemokratiſche Geſinnung nicht verleugnen wollte
und deshalb im Jahre 1892 aus dem juriſtiſchen Vorbereitungs-
dienſt entfernt wurde. Er wandte ſich an die heſſiſche Kammer,
die nahezu einſtimmig verlangte, daß die Entfernung wieder
rückgängig gemacht werde. Es wurde aber dem Verlangen nicht
ſtattgegeben, weil eben eine geſetzliche Beſtimmung, wie wir ſie
jetzt verlangen, fehlte. Eine ſolche Aechtung kann ſich auch
gegen das Zentrum und gegen Nationalliberale richten. Auch
die liberale Geſinnung kann einmal zum Anlaß genommen
werden, jemanden nicht zum juriſtiſchen Vorbereitungsdienſt

erer. uzulaſſen. Deswegen ſoll ausdrücklich im Geſetz ſtehen, daß
nig die politiſche Geſinnung hierbei keine Rolle ſpielen darf. Nicht

immer herrſchte dieſe Praxis; ich erinnere an den ſpäteren
imt. nationalliberalen Miniſter Miquel, der in ſeiner Jugend nicht
16). nur Sozialdemokrat war, ſondern beinahe ſchon die anarchi-
ohn ſtiſche Brandfackel ſchwang. Er hätte ſich ſpäter nicht zum
den nationalliberalen Miniſter zurückentwickeln können, wenn die
55). politiſche Geſinnung damals ſchon bei der Zulaſſung zum Vor
ger bereitungsdienſt maßgebend geweſen wäre. Mit der Beſtim
S. mung, wie ſie hier vorgeſchlagen iſt, erziehen Sie nur
cher zur politiſchen Heuchelei.15). Die Triage ſoll das geſchwundene Vertrauen wieder beleben.
t 9 Wie ſoll aber Vertrauen zum Richter beſtehen, wenn nur der
ter Richter werden kann der ſchon früh gelernt hat, den Rücken zu
ocht. krümmen. (Sehr gut! b. d. Soz.)
ebel Wohin es führt, wenn die Rechtſprechung dem Volke ent-
iter fremdet wird, wenn politiſche Geſinnungsriecherei in die
uch- Rechtspflege hineingetragen wird, haben wir vor 16 Jahren in

e 8). Eſſen10). geſehen, als jenes ſchauerliche Urteil gefällt wurde, das nun
ſtent endlich aufgehoben worden iſt. (Lebh. Zuſt. b. d. Sog.) Wir
35). bitten alle, denen es wirklich ernſt mit der Gerechtigkeit iſt,
Non. unſere Anträge anzunehmen, die die Jntegrität der Juriſten
ters zu ſichern beſtimmt ſind. (Lebh. Beif. b. d. Sogz.)
chter Abg. Dr. Müller-Meiningen (Fortſchr. Vpt.): Wir ſind
nik). für die Anträge der Sozialdemokraten. Sie verlangen ja eigent-
ner lich Selbſtverſtändliches; aber es iſt manchmal gut und not-
aus wendig, daß auch etwas Selbſtverſtändliches in ein Geſetz ge

enſt ſchrieben wird. (Lebh. Zuſt. links.) In der Tat iſt die politiſche
geb. und religiöſe Geſinnungsſchnüffelei ein höchſt unwürdiger Zu
59). ſtand. Mehr als eine Exiſtenz iſt ſchon auf dieſe Weiſe ver-

Za). nichtet worden. Wir müſſen Garantien gegen die Wiederbolung
ſolcher Vorgänge ſchaffen. (Lebh. Veif. b. d. Fortſchr. Vpt.)Abg. v. Vyremn b'owskiPomian (Pole) ſchließt ſich

alide durchaus den Vorrednern an. Es iſt ja ſchlimm genug, daß
geb. man Selbſtverſtändliches in das Geſetz ſchreiben muß aber die

Praxis, wie ſie gegen Mißliebige aller Art, namentlich auch
S. gegen Polen, geübt wird, zwingt zu ſolchen Vorſichtsmaßregeln.

Abg. Wellſtein (Zentr.) bittet um Ablehnung aller An-
el a. träge. Daß eine Garantie dafür geſchaffen wird, daß der, der
ſſen ſich zum Vorbereitungsdienſt meldet, auch die Vorbereitungszeit
S., wirklich zur Vorbereitung benutzt, iſt durchaus angebracht. Daß
Ta religiöſe und politiſche Gründe nicht zur Ausſchließung aus
Non. dem Vorbereitungsdienſt mißbraucht werden dürfen, iſt nicht
kom nur ſelbſtverſtändlich, ſondern auch verfaſſungsmäßig ſeſtgelegt.
urg (Beif. rechts und i. Zentr.)2 W. Abg. Dr. Müller Meiningen (Fortſchr. Vpt.): Es kommt
nom leider manchmal vor, daß die zuſtändigen Stellen die Verfaſſung
t. nicht kennen. (Sehr gut! und Htkt. links.)
inge Abg. Heine (Soz.):urth, Herr Wellſtein ſcheint es ſehr ungern zu ſehen, wenn Refe-
9 2). rendare während des Vorbereitungsdienſtes bezahlte Neben
S beſchäftigung haben. Jn Preußen iſt freilich leider die An-

ſtau nahme ſolcher bezahlter Nebenbeſchäftigung verboten. Dabei
cher liegt natürlich die freilich unausgeſprochene Anſicht vor, daß
s T., nnr reiche junge Leute „würdig“ ſind.dem Staate als Referendare zu dienen. Wir müſſen uns auf

das entſchiedenſte gegen eine ſolche Auffaſſung wenden. Nicht
zum wenigſten auch im Intereſſe unſeres Juriſtenſtandes. Es
m ur Verdorrung und Verſtockung der Juſtiz führen, wenn
ſie nur aus wohlhabenden Kreiſen rekrutiert. Es iſt auch.

Gericht über (ie Juſch. durchaus nicht wünſchenswert, wenn die Referendare neben
ihrem Vorbereitungsdienſt, der unmöglich ihre ganze Zeit in
Anſpruch nimmt, Anregung nur aus Tennisſpiel, Bällen und
dergleichen geiſtreichen Beſchäftigungen ſchöpfen. (Hikt. undZuſt. links.) Wir bitten nochmals um r unſerer An-
träge. (Beif. b. d. Soz.)

Die Diskuſſion ſchließt.
Die Anträge Albrecht werden gegen Sozialdemokraten,

Fortſchrittler und Polen abgelehnt.
Die 88 1 bis 7 werden in der Kommiſſionsfaſſung an ge-

nommen.
Den 8 s beantragen die Abgg. Albrecht und Gen. (Soz.)

ſo zu faſſen, daß Richter wider ihren Willen nur kraft richter
licher Entſcheidung und nur aus Gründen zeitweiſe ihres
Amtes enthoben oder in Ruheſtand verſetzt werden dürfen, die
für ein Mitglied des Reichsgerichts zutreffen, eventl. die in
dem mit dieſem Geſetz zu verabſchiedenden Reichs-Diſziplinar-
geſetze für Richter enthalten ſind.

Weitere Zuſatzparagraphen ſollen nach den Anträgen Al-
brecht und Gen. (Soz.) Verwaltungsbeamte, die länger als
fünf Jahre dieſes oder das Amt eines Staatsanwalts bekleidet
haben, vom Richteramt ausſchließen, Richtern die Annahme von
Orden und Titulaturen verbieten, die Enthebung vom Amk an
eine Zweidrittelmehrheit des Plenums des Gerichts binden, an
dem der Betreffende Mitglied iſt, den Richter ausdrücklich in
ſeinen Amtsverrichtungen von jeder Behörde unabhängig
machen und für das Gehalt des Richters nur das Dienſtalter
maßgebend ſein laſſen.

Abg. Heine (Soz.)
Es wird Jhnen nicht überraſchend ſein, daß ich bei dieſer

Gelegenheit über die Aeußerungen des preußiſchen Juſtiz-
miniſters zu dem Moobiter Prozeſſe im preußiſchen Abgeord-
netenhanſe ſpreche. Auch dem Juſtizminiſter kann dies nicht
unerwartet ſein, aber wir ſind es gewohnt, daß er nicht hier iſt,
wenn über die preußiſche Juſtiz geſprochen wird. Die Art, wie
er den Landgerichtsdirektor Unger wegen ſeiner Rechts-
belehrung zur Rede geſtellt hat, iſt der Anſtoß zu unſeren An-
trägen. Was während der Moabiter Prozeſſe an

unerhörten Beeinfluſſungsverſuchen der Richter
vorgekommen iſt, iſt ſo ziemlich das Aeußerſte, was man
ſich vorſtellen kann. (Lebh. Zuſt. links.) Die Richter und die
Geſchworenen ſind an die Sache ſicherlich nicht ohne die Vor-
urteile herangegangen, die in der Oeffentlichkeit verbreitet
waren. Sie ſtanden ſicher unter dem Eindruck, es handle ſich
um eine

ſozialdemokratiſche Revolte“.
Jch habe es mit anſehen können, wie unter dem Zwange der
Zeugenausſagen von Tag zu Tag mehr die Anſicht des Gerichts
fich änderte. Gerade dieſe Art richterlicher Tätigkeit verdient
Lob. Man kann nicht immer an eine Sache unbefangen heran-
treten, man hat ſchon vorher ſich ein Bild davon gemacht; aber
der gewiſſenhafte Richter ſoll dies Bild auf Grund der Ver-
handlung korrigieren, und das haben

die Moabiter Richter
getan: Sie haben nach dem geurteilt, was ſie gehört und ge-
ſehen haben und nicht nach dem, was ihnen

von dieſer Tribüne aus vorgeſchrieben worden iſt.
(Hört, hört! links.) Es war ein ſtarkes Stück, daß, nachdem
ſchon Hunderte von polizeilichen Ausſchreitungen bewieſen
waren, hier geſagt wurde, die Polizeibeamten haben ihre Schul-
digkeit getan. Das hieß doch: Das iſt die Auffaſſung, die von
höchſter Stelle aus ge wünſcht wird und

danach habt ihr euch zu richten.
(Sehr richtig! b. d. Soz.) Man muß doch blind ſein, um nicht
zu ſehen, wie das auf die Richter wirken muß. Von dieſer
Stunde an hatte das Gericht keine Möglichkeit mehr, unſere
Beweisanträge abzulehnen, das Gericht hatte vielmehr die
moraliſche Verpflichtung, ſelbſt weniger begründeten Beweis-
anträgen ſtattzugeben, um nicht den Verdacht der Parteilichkeit
auf ſich zu laden.

Die Herren, die das nicht vorher bedacht haben, haben
die Richter denn doch zu niedrig eingeſchätzt.

(Sehr wahrl b. d. Soz.) Obwohl wir Verteidiger noch Hun
derte von Fällen hatten, brachen wir die Beweisaufnahme ab,
als wir uns ſagten, jetzt kann ein gewiſſenhaftes Gericht nicht
mehr ſagen, es handkfe ſich nur um Ausnahmefälle. Das Ge-
richt hat dann mit einer Schärfe, die auf

Einſtimmigkeit des Gerichts
hinweiſt, erklärt, daß eine nicht unerhebliche Zahl von groben
und ſchweren Ausſchreitungen der Beamten vorgekommen iſt.
Das war der Effekt unſerer Arbeit und der ungeſchickten Ver-
ſuche,

das Gericht zu dirigieren.
Als dann das Laiengericht zuſammenkam, wurde der Verſuch
im preußiſchen Landtag wiederholt. Wieder mußte die Un-
abhängigkeit der Richter und Geſchworenen im Gerichtsſaal
ſelbſt gegen die Angriffe dort verteidigt werden. Nach der
Rechtsbelehrung und dem Urteil hat der preußiſche Juſtiz
miniſter den Landgerichtsdirektor Unger zur Rede geſtellt. Mit
welchem Rechte kommt er dazu? (Lebh. Zuſt. links.) Die Rechts
belehrung iſt ein völlig unanfechtbarer Teil des Verfahrens,
und jetzt fragt der Juſtizminiſter den Vorſitzenden, wie er ſie
konſtruiert hat.

Wo bleibt da die Unabhängigkeit der Richter?
(Lebh. Zuſt. links.) Es iſt nicht angenehm, von dem Vorgeſetz
ten zur Rede geſtellt zu werden, von dem es abhängt, ob man
vielleicht

ſein Leben lang in Schneidemühl
bleibt oder weiterkommt. Hier liegt eine Provokation und eine
Einſchüchterung des Richterſtandes vor. Unter den beſten der
Berliner Richter hat die Aeußerung des Juſtizminiſters Beſeler

eine wahre Entrüſtung
hervorgerufen. (Lebh. Zuſt. links.) Der Juſtizminiſter hat ja
weiter die Rechtsbelehrung des Richters Unger im Landtag
kritiſiert. Zunächſt hat er ſie ſo ausgelegt, wie es kein ver-
nünftiger Menſch tun konnte, und dann hat er nachgewieſen,
daß das Ausgelegte falſch ſei. Aber was Unger geſagt hatte,
war juriſtiſch und ſachlich vollkommen unanfechtbar und ſtand
auch nicht im Widerſpruch zur Judikatur des Reichsgerichts.
Unger hat den Fall des

ermordeten Arbeiter Herrmann
zur Sprache gebracht. Ueber dieſen Fall hatten Zeugen fol-
gendes bekundet: Herrmann war aus ſeiner Wohnung ge-
kommen, lange Zeit nachdem die Polizei dort eine Menſchen
menge verjagt hatte. Er hatte dort ſeinen Knaben ſuchen
wollen, und als er aus dem Hauſe trat, kamen von der andern
Seite
zwei Schutzleute herüber, die ſofort mit Säbeln auf ihn ein-

ſchlugen, bis der alte Mann tot zuſammenſank.
(Hört, hört! links.) Dieſer Fall, bei dem die polizeilichen
Mörder ſo wenig gefunden worden ſind, wie die Schuldigen
bei anderen Ausſchreitungen der Polizei, war in der Verhand-
lung ausführlich erörtert worden, und der Landgerichtsdirektor
führte ihn als einen Fall des wirklichen Mißbrauchs der Amls-
gewalt, der nicht rechtmäßigen Ausübung des Amtes, an.
Hätte der Juſtizminiſter die Aeußerung des Landgerichtsdirek-
tors wahrheitsgemäß angeführt, dann hätte er auch ſagen

müſſen: Herr Unger hat recht gehabt. Er wollte aber nicht
zugeben, daß es auch nur einen Beamten gegeben habe, der ſeine
Schuldigkeit nicht getan hätte; denn dann hätte er ja den
Reichskanzler desavouiert, der hier, nachdem der Fall Herrmann
bereits erörtert war, geſagt hat, die Beamten haben nur ihre
Schuldigkeit getan. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Herr Beſeler aber
wollte mit ſeiner Polemik die Polizei weiß waſchen und gleich-
zeitig den Richtern ſagen: Hütet euch, ſo wie es heute Herrn
Unger geht, ſo kann es morgen auch anderen gehen. Deshalb
iſt es nötig, den Richter vor der Beeinfluſſung von oben zu
ſchüten, vor der

Sorge für ſeine Karriere.
Wir belſen mit unſeren Anträgen nicht nur dem Richterſtande,
ſondern auch der Gerechtigkeit. (Lebh. Beifall links.)

Staatsſekretär Dr. Lisco: Der preußiſche Juſtizminiſter
muß heute im Abgeordnetenhauſe bei der Beratung des Juſtiz
etats ſein. Gerade um für den Juſtizetat gerüſtet zu ſein, hat
er ſich bei Herrn Unger informiert, was er eigentlich geſagt
habe; das iſt doch kein Zur-Verantwortung-Ziehen. Auch der
Reichskanzler hat nicht verſucht, die Richter zu beeinfluſſen.
(Widerſpruch links.) Er denkt von den Richtern zu hoch, um
ſolchen Verſuch zu machen. (Zuruf links: So ſollte er den-
len!) Der Reichskanzler hat die Polizei nur im allgemeinen
in Schutz genommen; daß einzelne Ausſchreitungen vorgekoni-
men ſind, hat er nicht beſtritten.

Abg. Heine (Soz.):
Ob der Reichskanzler von der Polizei geſagt hat, ſie hat

„nur“ ihre Schuldigkeit getan, oder ob er das Wort nur nicht
gebraucht hat, iſt nebenſächlich. Damals war ſchon der Tat-
beſtand der Tötung des Herrmann vorhanden, und es
ſtand feſt, daß in zahlloſen Fällen anſtändige Frauen und
Mädchen von königl. preuß. Polizeibeamten in königlich
preuß. Uniformen, in königl. preuß. Dienſt

in zuhältermäßiger Weiſe
beſchimpft worden ſind. Wenn angeſichts ſolcher Sttuation
der Reichskanzler dieſe Säbelſchwinger, dieſe Gummiknüppel-
ſchwinger, dieſe Leute, die mit Gemeinheiten um ſich warfen,
noch lobt, anſtatt ſie ernſtlich zu tadeln, ſo trägt er

die moraliſche Verantwortung
dafür, wenn ſolche Dinge ſich wiederholen. (Lebh. Zuſt. links.)
Der Staatsſekretär ſagt, der Reichskanzler denkt von den
Richtern zu hoch, um eine Beeinfluſſung zu verſuchen. Jch
denke von ſeiner Intelligenz zu hoch, als daß er nicht wiſſen
ſollte, wie ſeine Worte wirken müſſen. (Lebh. Zuſt. links.)
Wenn das Gericht nicht ſtandgehalten hätte, und die Ent-
rüſtung der bürgerlichen Bevölkerung uns nicht das Be
weismatcerial geliefert hätte, ſo wäre Moabit

ein zweites Eſſen
geworden. Angeſichts der Dreiſtigkeit, mit welcher vor weni-
gen Tagen die Zeugen, die gegen die Polizei ausſagten, an-
gegriffen wurden, iſt dieſe Befürchtung nicht von der Hand zu
weiſen. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Der Juſtizminiſter konnte
ſehr wohl hier ſein, das Abgeordnetenhaus hätte den Juſtiz-
etat ſicher verſchoben, wenn der Juſtizminiſter erklärt hätte,
im Reichstage werde über die Unabhängigkeit der Richter ver
handelt. Jch bleibe alſo dabei, die preußiſchen Behörden vom
Juſtizminiſter bis zum Miniſterpräſidenten hinauf und vom
Polizeipräſidenten bis zum Schutzmann herunter, haben in
dieſer Sache die Unabhängigkeit der Richter nicht reſpektiert.
(Lebh. Bravol b. d. Soz.)

Abg. Dr. Wagner (konſ.): Die Sozialdemokraten kriti-
ſieren nur Gerichtsurteile, die ihnen nicht paſſen. Aber Ge-
richtsurteile ſollten im Parlament am beſten gar nicht (1)
kritiſiert werden. Jm Abgeordnetenhauſe iſt das auch nicht
geſchehen, ſondern dort wurde verſucht, den Wortlaut der
Rechtsbelehrung des Vorſitzenden feſtzuſtellen, und die Rechts-
belehrung iſt doch kein Urteil. (Lachen b. d. Soz.)

Abg. Stadthagen (Soz.):
Der preußiſche Juſtizminiſter hat den Landgerichtsdirektor

Unger nicht gegen die Angriffe der Rechten geſchützt und damit
ſeine Pflicht als oberſter Hüter des Rechts verletzt. Beein
fluſſungsverſuche von oben ſind bei der preußiſchen Juſtiz
nichts Neues. Jch erinnere an den Ober-Appellationsgerichts-
rat Grolmann, der wegen ſeines freiſprechenden Urteils im
Prozeß Waldeck

den Unwillen des Königs erregte
und als Mann von wirklichem Unabhängigkeitsſinn ſeinen
Abſchied nahm. (Lebh. Zuſt. links.) Die Hetzartikel der kon
ſervativen Preſſe, die Hetzreden der Konſervativen im preußi-
ſchen Abgeordnetenhauſe ſind geeignet, die Unabhängigkeit der
Richter zu gefährden. Unſere Anträge ſollen dieſer Gefähr
dung entgegenwirken. Heute exiſtiert die Unabhängigkeit der
Richter

nur auf dem Papier.
(Sehr wahr! b. d. Soz.) Das Diſziplinargeſetz, das die
preußiſche Landratskammer in den fünfziger Jahren gemacht
hat, hat den Richtern die Unabhängigkeit geraubt. Was haben
wir nicht alles in Preußen in der Aera Manteuffel an poli-
tiſchen Maßregelungen von Richtern erlebt. Jch erinnere nur
an den Fall Waldeck, Temme uſw. Aber noch in den neun-
ziger Jahren wurde ein freiſinniger Richter wegen Agitation
gegen die Zölle gemaßregelt. (Hört! Hört! b. d. Soz. Kon
ſervative Richter freilich maßregelt man nicht. Wir bitten
im Jntereſſe der Unabhängigkeit des Richterſtandes um An-
nahme unſeres Prinzipal- oder wenigſtens unſeres Eventual-
antrages. (Lebh. Beif. b. d. Soz.)

Abg. Dr. Ablaß (Fortſchr. Vpt.) tadelt ſcharf das Auftreten
des Reichskanzlers im Reichstage und des Juſtizminiſters
Beſeler im Abgeordnetenhauſe und ſpricht ſich für den ſozial-
demokratiſchen Prinzipalsantrag aus. (Beif. links.)

Abg. Heine (Soz.): Auch ſchwebende W nicht
in allen Fällen ein Blümlein Rühr-mich-nichtan. er es iſt
ein Unterſchied, ob ein Privatmann über ein ſchwebendes Ver
fahren ſich ausläßt oder eine autoritäre Stelle unter Miß-
achtung alles deſſen, was die Beweisaufnahme bis dahin an den
Tag gefördert. (Lebh. Zuſt. links.)

Die Diskuſſion ſchließt. Abg. Heinze als Berichterſtatter
polemiſiert ſehr ausführlich gegen die Anträge.

Die Abgg. Dr. Müller-Meiningen r r. Vpt.) und
Ledebour (Soz.) erklären entgegen dem Vizepräſidenten
Schulz und den Abgg. Wellſtein (Zentr.), Wagner
FFonf.) und Baſſermänn (natl.), daß eine ſolche Polemik

nicht angängig ſei, und daß Herr Heinze dann lieber als Ab-
geordneter hätte ſprechen ſollen.

Den ſozialdemokratiſchen Antrag, daß Verwaltungsbeamte,
die länger als fünf Jahre ein Verwaltungsamt oder ein Amt
als Stagtsanwalt bekleidet haben, vom Richteramt ausge-
ſchloſſen ſein ſollen, und daß Richtern die Annahme von Orden
und Titulaturen verboten ſein ſoll, begründet Abg. Stadt-
hagen (Soz.): Schon Windthorſt hat die Richter vor den
Gefahren der Eitelkeit gewarnt. Das Pflichtbewußtſein ſollte
für den Richter der ſchönſte Orden ſein. (Bravol b. d. Soz.)

Abg. Dr. Müller Meiningen (Fortſchr. Vpt.) tritt geger
den erſten, aber für den zweiten Teil des Antrages ein.

Nach Ablehnung aller Abänderungsanträge und nach
Annahme der Kommiſſionsbeſchlüſſe vertagt das Haus die
Weiterberatung auf Dienstag 2 Uhr.

Schluß 6 Uhr.
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Stadtverordneten Sitzung.
Montag, den 6. Februar 1911, nachmittags 4 Uhr.

Vorſitzender: Föhring.
Bei Eröffnung der Sitzung widmete der Vorſitzende dem am

Sonnabend verſtorbenen früheren Stadtv. Bethge einen ehrenden
Nachruf. Die Stadtverordneten haben ſich zu Ehren des Ver
ſtorbenen, der ſich außerordentliche Verdienſte um das Gemein-
weſen erworben hat und dieſerhalb auch zum Ehrenbürger der
Stadt ernannt worden iſt, von den Plätzen erhoben.

Der 5. kommunale Bezirksverein erſucht in einer Petition um
Beſeitigung des Riffelpflaſters von den Bürgerſteigen im Mühl-
weg. Die Petition geht an den Bauausſchuß. Dem Petitions-
ausſchuß wird eine der Verſammlung bereits vorgelegene Petition
um Schaffung eines unabhängigen Arbeitsnachweiſes überwieſen.
Vom Magiſtratstiſche wird auf eine diesbezügliche Anfrage er-
widert, daß eine Vorlage, welche die Arbeitsnachweis-
frage regeln ſoll, nicht zu erwarten ſei

Erweiterung der Fisgewinnungsanlage anf dem Schlächt-
und, Vietzhefe. Nach der Magiſtratsvorlage werden zur Er-
weiterung der im Jahre 1907 in Betrieb genommenen Eisgewin-
nungsanlage 64000 Mk. gefordert. Die Erweiterung iſt ſo ge-
dacht, daß der neue Eisgeneratorraum unmittelbar neben dem
alten eingerichtet der ſchon vorhandene Anbau des Maſchinen-
hauſes nach Norden zu vergrößert wird. Die Einnahmen ſind auf
15 365 Mk., die Au en auf 26 000 Mk. feſtgeſetzt, es ſollen alſo
19 365 Mk. Ueberſchuß herausgewirtſchaftet werden. Stadtv.
Emmer änßert ſich befürwortend zu der Vorlage, bemängelt
jedoch die aufgeſtellte Rentabilitätsberechnung Die geforderten
Preiſe ſeien viel zu hoch. Wenn im Vorjahre ſo günſtige Reſul-

tate erzielt worden ſchlechtes Eis-jahr zu verzeichnen war. Wolle man die Geſchäftsleute als Eis-
abnehmer feſſeln, dann müſſen die Durchſchnittspreiſe herunter-
geſetzt werden, ſonſt könne der Schlachthof mit ſeinen 600 Zentnern
Eisproduktion mal einfrieren. Der Redner erſncht, das Kuratorium
möge dafür forgen, daß die Preiſe entſprechend denen der Kor
kurrenz gleichgeſtellt wurden. Stadtrat Puſch meinte, die Ge-
fahr liege nicht vor, daß wegen der Höhe des Preiſes das Eis
keine Abnehmer finden ſollte. Der Preis ſei villig genug.
Stadtv. Knabe beantragt, die Verſammlung wolle beſchließen,
den Magiſtrat zu erſuchen, eine Trennung der Rechnungen des
Schlacht und Viehhofs von der Eisgewinnungsanlage

ſeien, ſo lag das d

men. Nach einigen zuſtimmenden Bemerkungen des Stadto. Gerig
wird die Vorlage mit der beantragten Abänderung angenommen.

Es wird ſodann in der Beratung des Haushaltsplantsg für 1911
fortgefahren. Der Etat des Muſeums erfordert einen Zuſchußz von
14920 Mk. Stadtv. Em mer meinte, daß im Verhältnis zum
Gehalt des Muſeumsdirektors die für Anſchaffungen eingefetzte
Summe ſehr gering ſei. Der Redner wünſcht Beantwortung der
Frage, ob es nicht angebracht erſcheine, in Anbetracht der Tatſache,
daß ausgiebige Mittel für Neuerwerb hiſtoriſcher Gegenſtände
nicht zur Verfügung ſtehen, und datz ſerner demnächſt das
Provinzialmuſenm hier errichtet würde, zu dem alten Zuſtand
zurückzukehren. Dieſer Anregung r

Der Referent Stadtv. Dr. v. Blume ertlärt, da der
Direkior außerordentliches geleiſtet hate, indem er bedeutende
Erſparniſſe erzielte. Viele Tauſende von Mark, die von privater
Seite geſpendet worden ſeien, habe er zu Neu-Erwerbungen ver-
wenden können. Das Kapitel wird ſodann bewilligt.
Ueber das Kapitel VII Polizeiverwaltung refe-

riert Stadtv. Zell. Der Etat der Polizei erfordert einen Zu-
ſchutz von insgeſamt 911 972,73 Mk., bei einer Einnahme von
87 032 Mk. Gegen das Vorjahr ſind die Ausgaben um 70 691,80
Mart geſtiegen. Neu angefordert werden für die Kriminal-
abteilung ein Kommiſſar und vier Schutzleute. Die Forderung
wird begründet mit der geſteigerten Arbeitsleiſtung der Ab-
teilung.

Stadtv. Gerig: Wie oft haben wir nicht ſchon in dieſem Saale
Beſchwerde führen müſſen über die Polizei im allgemeinen und
über das Verhalten einzelner Beamten. Es iſt dann immer ge
ſagt worden, daß die Polizeibeamten angewieſen worden ſeien, ſie
mögen ſich dem Publikum gegenüber vornehm und zurückhaltend
benehmen. Die fortgeſetzten Beſchwerden haben leider nichts ge-
nutzt. Sobald im Volkspark große politiſche Verſammlungen ſtatt-
finden, wird die Polizei nervös, es iſt der Saal ſchon abgeſperrt
worden, obwohl er noch lange nicht gefüllt war. Alle erhobenen
Einwendungen ſind mit hochmütiger Miene, mit den Worten:
„Stören Sie mich nicht in meinen Amtshandlungen,“ barſch zu-
rückgewieſen worden. (Zurufe: Sehr richtigl) Lange vor Ein-
treffen der Verſammlungsbeſucher wird der Volkspark mit zwei
bis drei Dutzend Poliziſten beſetzt, die natürlich nur darüber wachen
ſollen, daß den Verſammlungsteilnehmern nicht das geringſte Uebel
zuſtößt. Das auffälligſte dabei iſt aber, daß die polizeiliche Be
ſatzung nach Schluß der Verſammlung ſofort zurückgezogen und
nach dem Stadtinnern dirigiert wird. Dann überläßt man die
Verſammelten ihrem Schickſal. Schon immer iſt gefordert worden
von dem Chef der Polizei, daß die einzelnen Beamten in ihre
Schranken zurückgewieſen werden, aber es kommt immer von neuem
vor, daß Flugblattverbreiter ohne Grund feſtgenommen werden,
obwohl in ähnlich liegenden Fällen Freiſprechung erfolgen mußte.
Natürlich handeln die unteren Polizeiorgane auf höhere An-
weiſung, die ſich auf die ſogenannte alte Verfrommungsordnung
ſtützen. Man hätte ſich dieſe Freiſprechungen zur Notiz nehmen
ſollen. Die erneuten Beläſtigungen tragen nicht dazu bei, das
ohnehin nicht gute Einvernehmen zwiſchen Polizei und Bürgertum
zu heben. Die Leiter der Polizei ſollten alſo nicht unnütze Be-
läſtigungen anordnen, die von den höchſten Gerichten ein-

wandfrei als ſolche fegte worden ſind. Der Redner führte
als weiteren Beweis für das unmotivierte ehen der Polizei
die Verhaftung von Handzettelverteilern an, die ſchon vom Schöffen-

freigeſprochen wurden. Mit treffenden Worten ging der
Redner auf die biutigen Vorgänge ein, die vor etwa Jahresfriſt
ſich in den Straßen Halles abgeſpielt haben, ſtreifte kurz den Rein-
fall der Polizei in dem Prozeß gegen den Genoſſen Reiwand und
ging des näheren auf den Fall Heimburger ein, der ſo recht be-
weiſe, welche Elemente ſich unter der Halleſchen Schutzmannſchaft
befinden. Verantwortlich iſt hier die Wahlkommiſſion, die
einen Menſchen in die Beamtenſchaft einreihte, der ſich nicht
ſcheute, beim Militär ſeine Uniergebenen in der brutalſten
Weiſe zu mißhandeln. Es iſt bezeichnend, daß ein Mann, der
wegen begangener Roheiten vom Militär entlaſſen wurde,
immer noch gut genug iſt zum Sicherheitsbeamten. Erwäh-
nenswert aus der Fülle polizeilicher
Schutze der Volksparkbeſucher ſei noch folgendes: Die
beiden Ausgänge genügten derfürſorglichen Polizei noch nicht, ſie forderte die Schaffung eines
dritten Ausganges, damit die Verſammlungsbeſucher, die im Falle
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einer gusbrechenden Panik die beiden großen Ausgänge nicht
finden ſollten, ſich nach den unteren Gaſtſtuben begeben könnten.
Die Türen müſſen nach volizeilicher Vorſchrift aber nuch außen
gehen, da ſtaute ſich nun erſt recht der Verkehr. Man ſieht alſo,
zu welchen Ungeheuerlichkerten die poltzeiche „Fürſorge“ führen kann.

die BDie Klagen über die Behandlung der Arbeiterſchaft durch die Polizei
ſind ſo allgemein und ſo zahlreich, daß hier dringend Abhilfe ge-
fordert werden muß. Für dieſe wenig objektiv handelnde Vehörde
könnten die Mittel nicht bewilligt werden. Oberbürgermeiſter

Von den vielen Untaten der Polizei, durch deren Auf
ählung Herr Gerig ſeinen Herzen Luft gemacht hat, intereſſiert

Mag d J dem Polizeiſergeanten Heimbürger. Der Magiſtrat hat bei der Anſtellung nicht gewußt, daß
in Strafverfahren wegen angeblicher Miß-

ndiung ſchwebe. Der Mann hat ſeinen Dienſt freiwillig auf
geben, weil er nicht länger dienen wollte. Die Anſtellung

erfolgte, weil ihm ausgezeichnete Zeugniſſe zur Seite ſtanden.
on einer Verurteilung wegen Mißhandlung Untergebener iſt

dem Magiſtrat nichts bekannt. Und wenn eine ſolche auch erfolgt
ſein ſollte, ſo ſei es doch nicht angebracht, deshalb die ganze
Halleſche Polizei als gar hen Elementen beſtehend zu bezeichnen.
V Stadtv. Oſterburg: Geſtatten Sie, (Oh! Oh!-Rufe
und Heiterkeit daß ich die vom Stadtv. Gerig vräſentierte
Biütenleſe noch um einige Exemplare erweitere. (Vauntes Murmeln.)
Die Polizei fährt ſeit einigen Monaten fort in der Ueberwachung

der Mitgliederverſammlungen des Sozialdemokratiſchen Vereins
rkichaft der Metallarbeiter, obwohl bei der Beratung
insgefetzes verſprochen worden iſt, daß eine ſchikanöſe

Anwendung des „liberalen“ Geſetzes nicht ſtattfinden werde. Für
die Halleſche Polizei ſind die Entſcheidungen des Oberverwaltungs-
gericht einfach nicht vorhanden. Die immerwährende Beläſti-
gung des Volksparkes nimmt geradezu beluſtigende Formen
an; ſo mußten auf polizeiliche Anordnung 2 unſchuldige rote
Fahnen, die 3 Jahre am Eingange des Etabliſſements hingen,
entfernt werden. Jn Kleinigkeiten iſt „unſere Polizei aber groß,
ſo mußte ein Droſchkenkutſcher, der eine nicht ganz ſchwarze Hoſe
an hatte, erſt ſämtliche Gerichts-Jnſtanzen in Anſpruch nehmen,
im ſeine Freiſprechung von einem gegen ihn erlaſſenen Straf-

befehl zu erlangen. Dieſer Reinfall trägt nicht zur Förderung
des Anſehens der Polizei bei. Aber noch in anderer Hinſicht
zeigte ſich der kleinliche Polizeigeiſt, nämlich, daß den Poliziſten
verboten worden iſt, ſich in einem Verein zuſammenzuſchließen.
Den Wachtmeiſtern dagegen geſtattet man, ſich in einem ſogen.
Freundſchaftsbund zuſammenzuſchließen. Dieſe Maßnahmen ſind
zurückzuführen auf das Prinzip, jede ſelbſtändige Betätigung der
niederen Polizeiorgane zu unterdrücken. Der Polizeiſergeant
Heimbürger iſt nicht der einzige Beamte, der mit den Gerichten
zu tun hatte. Der Poliziſt Conrad iſt wegen Fundunterſchlagung
im Amte beſtraft worden, er tut aber heute noch Dienſt. Gegen
den Oberpolizei-Jnſpektor Weydemann und den Kommiſſar Sommer
iſt öffentlich der Vorwurf der Freiheitsberaubung erhoben worden.
Sie haben ſich dagegen nicht gewehrt. Es handelt ſich um die
Verhaftung des Redakteurs Niebuhr, der ſiſtiert worden iſt, weil
er vor jugendlichen Perſonen eine unpolitiſche Rede halten wollte.
Jntereſſant dürfte ſein, daran zu erinnern, daß die Halleſche Polizei am
13. Februar v. J., dem blutigen Schuldtage der Polizei, den gefähr
lichen Eiſenbahnräuber Homrighauſen, der auf friſcher Tat im Zuge
Berlin--Frankfurt ertappt wurde, laufen ließ. Es ſoll dies aller
dings angeblich auf richterliche Anweiſung hin geſchehen ſein. An
das Laufenlaſſen des Raubmörders Hackrodt mag bei dieſer Gelegen
heit ebenfalls erinnert werden. Die Polizei war jedenfalls zuviel
mit der Ueberwachung von Verſammlungen beſchäftigt. Unbe-
dingt geſtrichen werden müſſen die zur Verfügung des Dirigenten
ſtehenden 1000 Mark für Kundſchaftergebühren. Zu welchen
polizeilichen Ausſchreitungen derartige nicht kontrollierbare Spitzel-
gelder führen, haben uns die Vorgänge in Moabit gelehrt.
Lobend hervorzuheben iſt das einmütige, energiſche Vorgehen der
Berliner Stadtverordneten gegen die Gefährdung der öffentlichen
Ordnung durch die königliche Polizei. Herr Oberbürgermeiſter
Kirſchner fand tadelnde Worte gegen die ruhmloſe Berliner Polizei.
Von unſerem Stadtoberhanpt, das doch zu Kirſchner in nahen
Beziehungen ſteht, darf man ſo etwas nicht erwarten. Halle iſt
und bleibt eben die Stadt der Polizeiſkandale. Oberbürger-
meiſter Rive: Namens der Polizeiverwaltung kann ich hier
erklären, daß die Herren Sozialdemokraten diesmal fehr milde
geurteilt haben. Es iſt ja auch erklärlich, daß ſich die Sozial
demokraten über die Maßnahmen der Polizei ärgern. Die Be
hörde hält die Ueberwachuug der Verſammlungen für geboten und
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entſendet dazu eben ihre Vertreter, die ſodann ebenſo friedlich nach
uſe gehen, wie die übrigen Verſammlungsbeſucher. Was die roten
hnen am Volkspark anbetrifft, ſo trifft das zu, daß ſie jahrelang

dahingen und ihre ſchönen Jnſchriften der Welt verkündeten, aber
die Polizei hat ſich eben geſagt, die Fahnen müſſen weg und da
ſind ſie eben entfernt worden. Man hat hier viel Weſens ge
macht von einer angeblichen Freiheitsheraubung, deren ſich zwei
Beamte ſollten zuſchulden kommen laſſen haben. Es handelt ſich
um einen Redakteur, der den jungen Burſchen eine ſeiner bekannten
Hetzreden halten wollte. Da es ſich um Ungeſetzlichkeiten handelte,
waren die Beamten berechtigt, dagegen einzuſchreiten und den
Redner zu verhaften. Mit ſeiner Beſchwerde iſt er ja überall
abgewieſen worden. Wenn ſich die Herren Sozialdemokraten ſo
hitterlich darüber beſchweren, daß bei meinem Amtsantritt die
Polizei nicht ſo ſcharf gegen die Arbeiter vorgegangen iſt, ſo liegt
das eben an den Sozialdemokraten ſelbſt, die früher auch viel
milder waren. Unſere Polizei genießt überall das größte Anſehen,
im größten aber bei der Sozialdemokratie. (Bravo Stadtv.
Gerig: (Vielfache Ruſfe: Schluß! Schinß Man hat uns hier
anf das ſchwerſte angegriffen und die von uns vorgebrachten Tat-
ſachen in das Gegenteil umzukehren verſucht; es iſt deshalb nur
ein Akt des notwendigſten Anſtandes, wenn man uns anbhört.
m weiteren beſpricht der Redner nochmals den Fall Heimbürger,
ſo wie er in der Kriegsgerichts- Verhandlung erörtert worden iſt.
Venn dieſe Tatſachen dem a vorher nicht bekannt

waren, ſo iſt der gegen ihn erhobene Vorwurf allerdings nicht
aufrecht zu erhalten. Wir wenden uns dagegen, daß man near
unſere Vereins- Verſammlungen überwacht wir verlangen gleiches
Recht für alle.

Ein inzwiſchen eingelaufener Schlußantrag wurde abgelehnt.

An rn

Stadtv.
terburg konſtatiert, daß Herr r. Rive ein gquter

für die Sozialdemokratie ſei. denn ſeit ſeinem Hier-
be ſich die Mitgliederzahl des Sozialdemokratiſchen Ver-

eins verdoppelt. Der Aerger iſt alſo nicht weit her; nein,
wollten mir boshaft ſein, müßten wir uns beim Oberbürger-
meiſter für ſeine Mitarbeſt bedanken. Die Verhaftung des
Redakteurs Niehuhr iſt zu Unrecht geſchehen, weil der Beamte
noch nicht wiſſen konnte, ob überhaupt ungeſevliche Handlungen
vorkommen würden. Wir ſind unter dem BVismarckiſchen Aus
nahmegeſetz gewachſen, man wird auch jetzt unſere Fortſchritte
nicht heinmen. (Wegen der wachſenden Unruhe muß der Redner
ſchließen.) Stadtr. Renner tritt dafür ein, daß bei der
Anfertigung von Uniformen für die Polizei hieſige Handwerker
herückſichtigt würden. Oberbürgermeiſter Rive erwidert,
daß die Produktivgenoſſenſchaft Halleſcher Schneider, um die es

eshalb nicht mehr
habe den hieſigen

Steuerzahlern Entgegenkemmen genug gezeigt, indem ſie ſich
mit der Produktivgenoſſenſchaft überhaupt abgegeben habe.
Es wurde beſchloſſen, zur Prüfung der Angebote eine unpartei-
iſche Sachverſtändigenkommiſſion einzuſetzen. Gegen vier
Stimmen wurde der Polizeietat bewilligt.

Beim Kapitel Bauweſen bedauert Stadtv. Oſterbucrg, daß
zur Pflaſterung von Straßen in dieſem Jahre etwa 18000 M.
weniger eingeſetzt ſeien. Giebichenſtein ſei ſehr ſtiefmütterlich be-
handelt worden die Triftſtraße befinde ſich in einem jämmer-
lichen Zuſtande. Hoffentlich werde im nächſten Jahre das Ver-
ſäumte nachgeholt. Stadtn. Sommer frägt an, wie weit es
denn mit dem Schwimmhallenprojekt ſei. Seit ſieben Monaten
habe man nichts mehr davon gehört. Stadtbaurat Zacharigae
erwidert, daß an dem Projekt fleißig gearbeitet werde. (Schallende
Heiterkeit Das einen Geſamtzuſchuß von 303 550 Mk. betragende
Kapitel wird bewilligt.

Für die Desinfektionsanſtalt iſt ein Zuſchuß von37 450 Mark, für das Nahrungsmittel-Unter-
ſuchungsamt ein ſolcher von 13 460 Mk. erſorderlich.

Der Etat des Stadttheaters der einen Zuſchuß von
38 739 Mk. erfordert, wird gleichfalls debattelos genehmigt

Landerwerb von Reilſtraße 11. Ohne Debatte
wird der Magiſtratsvorlage zugeſtimmt.

Hierauf wird die Jahresrechnung des Schlacht und
Viehhofes für 1909, die Rechnung über das Baukonto Sammel
kanal Moritzzwinger-Neue Promenade, und die Rechnung der
gewerblichen Fortbildungsſchule für 1908 genehmigt.

Schluß der öffentlichen Sitzung 795 Uhr.
9

Jn der geſchloſſenen Sitzung erfolgte die definitive An
ſtellung des Polizifſten Oskar Schneider; er wohnt Hum-
boldtſtraße 7 und trägt die Nr. 88. Penſioniert werden die
Oberſekretäre Paul Jänicke und Karl Strackfeld.
Erſterer iſt 63 Jahre und letzterer 50 Jahre alt; die
Penſion beträgt für jeden 3600 Mk. Jänicke war bisher Proto-
kollführer der Stadtverordnetenverſammlung, ihm ſoll im Auf-
trage des Kollegiums ſeitens des Vorſtehers der Dank der Ver-

mmlung übermittelt werden. Hierauf re die Ver
mmlung die Annahme von fünf Legaten in Höhe von V00,

700, 600, 150 und 6800 Mk. mit der Verpflichtung, Begräbnis-

r J Jun u In r tictt je litt Weroden Tüonnc. i

ſtellen auf dem Südfriedhofe und Stadtgottesacker zu pflegen.
Zu Armenpflegern werden beſtimmt: für den 20. Armen-

bezirk Küfter Karl Braun, Laurentiusſtraße 148; für den
18. rm enbegt Fleiſchermeiſter Hermann Leidner,
Kobe 41; für den 19. Armenbezirk Holzhändler no

ogler, Harz 7. Als Armenbezirksvorſteher werden ge
wählt im 15. Bezirk Lehrer Weſt ram, im 19. Bezirk Stell
machermeifter Paul Wendt und als deſſen Stellvertreter
Schmiedemeiſter Ernſt Hagen. Zum Schluß wird der
Witwe des Poliziſten g. D. Anton Schäfer ein jährliches
Witwengeld von 360 Mk. zugebilligt.

keiliueiſe nori hedentend melyr,
können Sie ſehr leicht mit Jhrem Gelde verdienen, wenn Sie Jhren Bedarf in fertiger Herren- und Knabeu-Konfektion, Arbeiter- Garderobe und
Berufskleidung ſchon jetzt im

G
e
W rotal- Aus er Kaufim Laden der früheren Firma Ech. Cohn, Jnh. Max Franken, Leipzigerſtraße I (Rathaus) decken. Die großen Warenbeſtände müſſen in kurzer Zeit

geräumt ſein, da das Lokal nur noch dieſen und nächſten Monat zu meiner Verfügung ſteht. Nachſtehend ein Auszug der jetzigen Preiſe, durch welche die
hier gebotenen Vorteile für jeden leicht erſichtlich ſind

Herren-Winter- Paletots jetzt ſchon von W.
auch in engl. Geſchmack, ſchon von 7 en.

Herren-Alſter, ſehr elegant, jetzt ſchon von n.
er iaen n G

jetzt ſchon von an.
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Herren- Anzüge
KnabenAnzüge L jeht ſchon von
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Verkaufszeit von 9 bis Uhr und 2-7 Uhr. Sonntags von S bis “210 Uhr und “12 bis 2 Uhr.

Total- Ausverkauf wegen
I 43
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Herren-Winter- Joppen jet ſchon von A. O
KnabenWinter- Joppen jetzt ſchon von L''an. O
Pelerinen
Herren-Stoff- Hoſen jetzt ſchon von an.
Herren-Anzugſtoffe,

ſändiger Aufüſung, Halle 4. 6, Leipzigerſtraße 1.

e ſchon von n.

engliſche und deutſche Fabrikate, G
De zu enorm billigen Preiſen.
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Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 7. Februar 1911,

Aus dem Stadtparlament.
Wenn vom bürgerlichen Durchſchnittsdeutſchen im allge

meinen geſagt werden darf, daß er ſich an Polizeifrömmigkeit
von keinem Klaſſengenoſſen anderer Völker übertreffen laſſe,
ſo nimmt der bürgerliche Hallenſer dieſe Stellung unter ſeinen
Brüdern in Deutſchland ein. Gevatter Gemüſekrämer glänzt
in Halle doppelt reſpektvoll, wenn „der Herr Wachtmeiſter“
kommt und mit einem Bückling antwortet er, wenn S. M. der
Poliziſt ihn anfaucht, daß er einen Hundedreck noch nicht vom
Bürgerſteige gefegt. Höchſtens hinten in der dunklen Ecke, wo
die Beſen ſtehen, macht Gevatter ſeine Fauſt, draußen, wo
„der Herr Wachtmeiſter“ ihn ſehen kann, iſt er ganz wieder
Ergebenheit und Demut. Und Gevatter Stadtverordneter
burgerlichen Schlages iſt durchaus kein anderer. Auch ihm
zieht es magiſch die Finger zur Hoſennaht, wenn „der Herr
Wachtmeiſter“ ſich blicken läßt, und ganz ſicher werden wir es
erleben, daß einmal im Halleſchen Stadtparlament ein „ge
nügend unterſtützter“ Antrag eingebracht wird, wonach die
Verſammlung verpflichtet iſt, alljährlich den Polizeietat ohne
Debatte einſtimmig anzunehmen.

Da ſind nun die ekelhaften Roten“, die ſich abſolut nicht in
die gottgewollte Abhängigkeit von der Löblichen begeben
wollen. Die es ſogar fertig bekommen zu erklären, daß die
Polizei einſchließlich ihrer Oberhirten wie Weydemann, von
Doſſow uſw. leviglich des Publikums wegen da ſei. Die da
behaupten, daß die Polizei Perſonen und Körperſchaften be-
läſtige, daß ſie ſogar geſetzwidrige Handlungen begangen habe!
Ob ſolcher Keckheit bleibt dann dem wackeren Spießbürger,
„den das Vertrauen ſeiner Mitbürger“ uſw., die Brotlade
offen ſtehen und es gibt nur ein Mittel, ſie wieder zu ſchließen,
nämlich das des Feixens. Man feixt alſo, wenn aus den
Reden der ſozialdemokratiſchen Stadtocrordneten die wachſende
Empörung des Volkes gegen ein volksfeindliches Polizeiregi-
ment widerklingt. Man tut, als ob man ſich königlich amü-
ſiere über „die immer wiederkehrenden ſozialdemokratiſchen
Klagen über die Polizei“, und doch ſchämt man ſich recht inner-
lich, daß man ſich ſo mit Haut und Haar an eben die Behörde
verkauft hat, die man draußen in Deuiſchland nur noch mit
Achſelzucken nennt.

Doch da geraten wir in Kolliſion mit Herrn Rive, der es
geſtern darauf angelegt zu haben ſcheint, ſein kaum noch
ſchwankendes Charakterbild vor ſeinen Zeitgenoſſen ganz ſcharf
zu umreißen. Dastat er dadurch, daß er eine ganz
kraſſe Unwahrheit verzapftel Herr Rive: der
Vorwurf iſt ein ſchwerer und er trifft den höchſten ſtädtiſchen
Beanten von Halle. Sie haben, das ſei hier ausdrücklich
wiederholt, die Unwahrheit an öffentlicher Stelle, in amtlicher
Eigenſchaft geſagt! Sie haben behauptet, daß der am 18. April
1909 im Volkspark verhaftete Redakteur Niebuhr mit ſeiner
WVeſchwerde gegen die Verhaftung überall abgewieſen
worden ſei. Sie hätten es beſſer wiſſen können, wenn ſie woll-
ten. Und weil ſie es konnten und trotzdem öffentlich das
Falſche ſagten, heißt das leichtfertig mit ſchwerwiegenden
Worten umgegangen!l Merken Sie ſich das, Herr
Rivel Und dann ſagte Herr Rive, daß die Polizei damals
berechtigt geweſen, die ſkandalöſen Präbentivverhaftung vor
zunehmen Wie wäre der kluge Herr mit dieſer ſeiner Mei-
nung ausgelacht worden, wie würde man ſich in der Juriſten
welt amüſieren über dieſe käſtliche Anficht, wenn Herr Rive
ſich dazu verſtehen könnte, etwa in der Deutſchen Juriſten-
zeitung ſein ſchriftſtelleriſches Genie leuchten zu laſſen! Der
Oberbürgermeiſter verſtieg ſich ſogar dazu, den verhafteten
Redakteur deswegen, weil er ſich gegen ſeine Verhaftung durch
Anzeige wegen Freiheitsberaubung wehrte, einen Denun-
zianten zu nennenl! Dieſe Beleidigung iſt eine perſön
liche. Herr Rive iſt nicht imſtande, die Perſon, die er treffen
wollte, in dieſem Falle zu beleidigen, denn er ſelbſt gehörte zu
den urſprünglich wegen Freiheitsberaubung angezeigten Per-
ſonen.

Aber beſchäftigen wir uns nicht allzulange mit einem
Manne, der allen Ernſtes erzählt, daß die Halleſche Polizei
überall das größte Anſehen genieße.

Jntereſſant für die Stellung der Bürgerlichen zur Halleſchen
Polizeifrage war noch die Tatſache, daß ſie außer ihrem Lachen
und ihren unartikulierten Lauten, mit denen ſie dem Genoſſen
Gerig das Reden unmöglich machten, nur eine Klage darüber
beizuſteuern wußten, daß nicht alle Poliziſtenhoſen in Halle
geſchneidert worden ſein ſollen. Das iſt Halleſcher Mannes-
mut vor Polizeigewaltigen. Jm übrigen vertrieben ſich die
bürgerlichen Stadtverordneten die Zeit mit Heiterkeitsaus-
brüchen über die Mitteilung des Stadtbaurats Zacharige, daß
an dem Schwimmbadprojekt „fleißig gearbeitet“ würde. Seit
ſieben Monaten

Unternehmer-Terrorismus.
Die Arbeiterſchaft der Hefenfabrik von Haring, Ehren-

berg u. Ko. ſah ſich veranlaßt, um die geradezu haar-
ſträubenden Mißſtände in dieſem Betriebe zu beſeitigen, ſich
ihrer zuſtändigen gewerkſchaftlichen Organiſation anzuſchlie-
ßen. Eine Eingabe des Verbandes der Fabrikarbeiter, Wandel
eintreten zu laſſen, beantwortete die Firma mit einem An-
ſchlag im Speiſeraume der Fabrik, wonach die geſamte Ar-
beiterſchaft bis abends 6 Uhr einen Revers unterſchreiben
ſollie, daß keiner von ihnen einer ſozialdemokratiſchen Orga-
niſation“ angehören dürfe. Wer nicht unterſchreiben wolle,
habe die Folgen ſelbſt zu tragen. Es haben auch tat-
ſächlich ſchon Entlaſſungen ſtattgefunden.

Als beſonders charakteriſtiſch muß es bezeichnet werden, daß
dieſe Firma, die ihren Arbeitern das Recht der Koalition ver-
bietet, ſelbſt ſeit dem 1. Oktober v. J. ſich dem
Hefenſyndikat in Leipzig angeſchloſſen undhierdurch für ihre Produkte einen Mehrgewinn von mindeſtens
33 Prozent erreicht hat. An einem der nächſten Tage werden
die geradezu himmelſchreienden Zuſtände dieſes Betriebes der
Oeffentlichkeit unterbreitet werden, um dieſen Unternehmer-
Terrorismus einmal in reinſtem Lichte erſtrahlen zu laſſen.

Alle organiſierten Arbeiter werden erſucht, das Nachfragen
nach Arbeit in dem Betriebe zu unterlaſſen, ſowie jedes Ar-
beitsangebot von dort zurückzuweiſen.

Verband der Fabrikarbeiter Deutſchlands, Zahlſtelle
Halle a. S.

Worin die Polizei eine Pflicht erblickt.
Jn Halle würden es die Polizeioberen ſicher für eine ſchwere

Verfehlung halten, wenn ſie ein einziges Mal eine Verſamm-
lung von Staatsbürgern der lohnempfangenden Volksklaſſen,
die das Beiwörtchen öffentlich trägt, unüberwacht gelaſſen
hätten. Der Zentralverband der Handlungsgehilfen und Ge-
hilfinnen Deutſchlands hatte zum Montag abend nach dem
Gaſthof Drei Könige, Kl. Klausſtraße, eine öffentliche
Handlungsgehilfenverſammlung einberufen, in welcher der

Redakteur der Handlungsgedilfenzeitung, Paul Lange,
einen Vortrag halten ſollte über Die Gehaltsfrage der
Handlungsgehilfen und die kaufmänniſchen
Vereine. Die Halleſche Polizei hatte es für notwendig er
achtet, dieſes rein gewerkſchaftliche Thema unter „Ueber-
wachung“ zu ſtellen. Die Handlungsgehilfen proteſtierten da-
gegen, indem ſie den Beamten erſuchten, den Verſammlungs-
raum zu verlaſſen und ſo die Verſammlung zur Auflöſung
brachten. Darauf wurde auf geeignete Weiſe eine Mit
gliederverſammlung einberufen, in welcher der Refe-
rent ſeine Ausführungen über das genannte Thema machen
konnte. Ebenſo wurden alle PVereinsan gelegenheiten erledigt
und beſchloſſen, den Jahresbeitrag von 1 Mk. pro Mitglied
und Jahr für den Volkspark aus der Lokalkaſſe
zu entnehmen.

Die Polizei ſcheint von einem Urteil des Oberverwaltungs-
gerichts, wonach nicht jede öffentliche Verſamm-
lung auch ohne weiteres überwacht werden kann, nicht unter-
richtet zu ſein. Oeſfentliche Verſammlungen, die nichtöffent-
liche Angelegenheiten behandeln, wie z. B. die Lohnfrage, ſollen
nicht überwacht werden. Aber die Halleſche Polizei denkt
natürlich an alles andere, als an loyale Handhabung des
Reichsvereinsgeſetzes.

Fragt die Verſichernngsangeſtellien nach dem Organiſa-
tionsausweis! Der Verband der Bureauange-
ſtellten (Sitz Berlin NO. 43), erſucht die werktätige BVevöl-
kerung, die organiſierten Einnehmer der Verſiche-
rungsgeſellſchaſten in ihren gewerkſchaftlichen Be-
ſtrebungen zu unterſtüßen. Es muß von jedem, der bei einer
Verſicherungs geſellſchaft Verſicherungen (z. V. Feuer-, Volks-,
Lebensverſicherungen) führt oder eingehen will, Wert darauf
gelegt werden, nur mit gewerlkſchaftlich organiſier-
ten Einnehmern und ſonſtigen Angeſtellten geſchäftlich zu
verkehren. Die organiſierten Einkaſſierer führen als A u s-
weis eine Kontrollkarte des Verbandes, die
nur dann gültig iſt, wenn der jeweilige Monat mit dem Ver-
bandsſtempel abgeſtempelt iſt. Uebe jeder Solida-
ri t ät!

Die Orktsgruppe Halle des Verbandes der Bureauangeſtellten
hatte für den 1. Februgr eine Veſprechung vorbezeichneter
Einnehmer zuſammenberufen, die jedoch wegen mangelnder
Beteiligung nicht abgehalten werden konnte

Jn dem öffentlichen Arbeitsnachweiſe, Salzgrafenſtraße 2,
am Hallmartt, iſt in dieſen Tagen eine Neueinrichtung einge-
führt worden, die die Hausfrauen und Dienſtboten
angeht. Zur perſönlichen Ausſprache zwiſchen Dienſtgeber und
Dienſtboten iſt ein Warternum eingerichtet worden, der von
morgens 8 Uhr bis 6 Uhr nachmittags werktäglich (Sonnabends
von 8--3 Uhr) zur Benutzung offen ſteht. Jn den Stunden von
11--3 Uhr iſt ſtändig eine Beamtin guch in dieſem beſonderen
Raum anweſend. Die Stellenvermittlung erfolgt für jeder-
mann koſtenlos.

Jſt eine Woche Gefängnis zuviel für ein Menſchenleben
Wegen fahrläſſiger Tötung iſt am 1. Dezember v. J. vom Land-
gerichte Halle a. S. der Jngenieur Franz Schmidt zu einer
Woche Gefängnis verurteilt worden. Als Jnhaber einer Bau-
firma wollte er ein Dach etwas abändern laſſen. Er betraute
mit dieſer Arbeit einen Tiſchlergeſellen H., der früher Handlanger-
dienſte als Maurer geleiſtet hatte. Es wurde ein Aufzug gebaut,
mittels deſſen der Kalkeimer nach oben befördert wurde. Da
dieſer Aufzug nicht ordnungsgemäß gebaut war. ſtürzte bei der
Arbeit der aus Balken errichtele Bock und das an ihm nur loſe
befeſtigte Eiſenrohr um dadurch wurde ein jüngerer Mann, der
unten arbeitete, erſchlagen. Dem Angeklagten fällt Fahrläſſigkeit
zur Laſt, weil er den keineswegs einfachen Umban einen Wanne
übertragen hat, deſſen ausreichende Vorbildung er bezweiſeln mußte;
ferner weil er den H. nicht kontrolliert hat. Jn einer Revi-
ſion behauptete der Angeklagte, ein Sachverſtändiger
habe die fragliche Einrichtung für ausreichend erklärt. Der Yleichs-
anwalt fand höchſtens bedenklich, daß als Strafzumeſſungsgrund
der Umſtand verwertet iſt, daß ein blühendes WMeenſchenleben
durch die Fahrläſſigkeit des Angeklagten vernichtet worden iſt,
während dies doch ein Tatbeſtandsmertmal ſei. Er beantragte
deshalb die Aufhebung des Urteils im Strafaus'pruch. Das
Reichsgericht verwarf jedoch die Reviſion als unbegründet.
Wenn man den Ton auf das Wort „blühendes“ lege, ſo ergebe
ſich aus dem Urteile, daß das Gericht das bluhende Menſchenleben
höher bewerten wollte, als ein anderes, daß alſo mit Ltecht ein
ſtraferhöhendes Moment geitend gemacht werden jollte.

Herr Hellmut Pfund teilt uns zu der geſtern veröffentlichten
Berichtigung des Herrn Richards mit, daß er infolge eines
Jrrtums tatſächlich den Jnſtitutionsvorſteher Herrn Starke
falſch unterrichtet habe. Es iſt feſtzuſtellen, daß der
v. Boerſche Vertrag tatſächlich noch in ſeiner
alten Form beſteht.

Stadttheater. Es ſei daranf aufmerkſam gemacht, daß die
Schülervorſtellung von Schillers Räuber am Mittwoch nachmittag

W

eine weitere Wiederholung der Räuber in dieſem Jahre nicht
vorgeſehen iſt. Mittwoch abend geht Undvine in der Beſetzung
der diesjährigen Erſtaufführung zum zweitenmal in Szene. Am
Donnerstag wird Der Graf von Luxemburg gegeben. Freitag:
Meyerbeers Afrikanerin in der Wiesbadener Neuinſzenierung. Jn
Vorbereitung für Dienstag, den 14. Februar: Zweites und letztes
Gaſtſpiel von Kammerſänger Raul Bender von der Münchner
Hofoper: Margarete. Der Vorverkauf zu Waſtipielpreiſen hat
bereits begonnen und ſind Billetts zuzüglich Dorverkaufsgebühr
ſchon jetzt an der Thealertaſſe zu hasen.

Am Montag, den 6. Februgar, haben die Orcheſter-Proben zum
Roſenkavalier begonnen. Auctz die Soliſten ſind emſige b
der Arbeit und beherrſchen zum Teil ihre Partien ſchon ſo
geläufig, daß bereits CEnſembie-Vroben angeſetzt werden können.
Auch die Vorſtände und Angeſtellten des Maler- und Koſtum-
Ateliers haben alle Hände voll zu iun. Das Werk ſoll in voll-
ſtändig neuer Ausſtattung in Szene gehen. Wenn die Vor-
bereitungen ſo weiter fortſchreiten, dürfte die Premiere noch in
der erſten Hälfte des März beſtimmt ſtallfinden.

e 75 S k giſ 50Kus äen Nachbarkreiſen.
Merſeburg. Achtung, Former! Bei Arbeitsangeboten von

Formern für die Firma Wierſehurger Maſchinenfabrik Herrich
u. Ko. ſind erſt Erkundigungen im Bureau des Deutſchen Metall
arbeiter- Verbandes Merſeburg, Haueſcheſtr. 2026, einzuholen.

Hettſtedt. Terrorismuswahl. Recht intereſſant iſt
das Ergebnis der am vergangenen Freitag ſtattgefundenen
Stadtverordnetenerſatzwahl in der dritten Abteilung. Die
„reichstreuen“ Kandidaten Knappſchaftsälteſter Karl Kirchberg
und Maſchinenwärter Auguſt Brunne erhielten 389 bezw. 388
Stimmen. Während bei der am 29. November v. J. ſtattge-
fundenen Wahl der Kandidat der Arbeiterſchaft, Verbands-
kaſſierer Halle, trotz des ungeheuren Drucks noch 173 Stim-
men erhielt, vereinigte er bei der diesmaligen Wahl wie der
zweite ſozialdemokratiſche Kandidat, Geſchäftsführer Heiſe,
nur 21 Stimmen auf ſich. Der von den Grubengewaltigen ver-
breitete weiße Schrecken hat alſo wahre Wunder geübt. Die
Berglente haben aus Furcht, wegen ihrer Stimmabgabe wieder
gemaßregelt zu werden, ſich nicht an den Wahltiſch gewagt. Nur
dadurch konnte die „nationgle Sache“ einen leichten Sieg er-
ringen. Die Macher des Verghorlten aber werden wieder trium-
phieren: „Der Streikrauſch iſt vorüber, die Sozialdemokratie
iſt niedergerungen. Die Erzählungen über nationalen Terroris-
mus gehören in den Bereich der Märchen.“

Gerbſtedt. Liebesdrama. Ein Uhrmachergehilfe gab am
Sonnabend auf ſeine Geliebte zwei Schüſſe ab, die das Mädchen
jedoch nur leicht verletzten, und verſuchte, ſich dann durch einen

Schuß in die Schläfe zu töten. Er wurde ſchwer verletzt in die
Klinik in Halle gebracht, wo er bald darauf ſtarb.

Helbra. Das Opfer einer unſinnigen Weite
wäre beinahe ein er wohnender Bergmann G. geworden.
Er hatte ſich infolge einer Wette verpflichtet drei Pfund
Pferdefleiſch in einer Stunde zu verzehren. Das Fleiſch wurdeinnerhalb der feſtgeſetzten Friſt verzehrt. Doch ſtellten ſich bei

dem G. nach kurzer Zeit derartige Veſchwerden ein, daß er es
vorzog, einen Arzt zu Rate zu ziehen. Ohne ärztliche Hilſe,
ſagt G., würde er ein Opfer dieſer Wette geworven ſein.
Wir glauben, die Bergleute hätten wichtigeres zu lun, als
ihre Zeit mit der Austragung ſolch gefährlicher Wetten zu ver
trödeln.

Kreisfeld. Die grobe Geſchmackloſigkeit, die
ſich die Eisleber Kohlenfirma Hagemann mit der Verſendung
von Rechnungen im Trauerkuvert leiſtete, hat auch eine hier
lebende Frau in die größte Aufregung verſert. Die mit einer
ſolchen ſchwarzumrandeten Rechnung beglüöckte Frau war zu
Tode erſchrocken, weil ſie annahm, ihre in Eisleben krank dar-
niederliegende Mutter ſei geſtorben. Zur Kennzeichnung des
von Herrn Hagemann beliebten eigenartigen Mahnverfahrens,
daß auf eine Beunruhigung des großen Publilums hinaus-
läuft, fehlt uns der richtige Ausdruck. Wenn es Bohlottzettel
wären, ſo hätte man ſchon groben Unfug feſtgeſtellt

Torgau. Eine wichtige Parteiperſammlung findet
am kommenden Mittwoch ſtatt. Auf der Tagekordunng ſteht u. a.
ein Vortrag über: Unſer Kommunal ogramm. Erſcheinen aller
Paorteigeneſſen iſt unbedingt notwendig.

Bitterfeld. Die Stadtverordneten berieten in ihrer
letzten Sitzung über den Haushbaltsplan der Kämmereila für
1911. Die ordentlichen Ausgaben wurden mit 514 565 M. und
die außerordentlichen mit 10 000 Mk., die Beſamtausngacen alſo
mit 524 500 Mt. gegen 510 000 Mk. des Vorjahres genehmigt.
U. a. erfordert die allgemeine Verwaltung 91 90301 Mk. (2802
Mark mehr), das Rittergut Greppin 21 494,42 M. (56652,27 k.
mehr), zu polizeilichen Zwecken 16 789,61 Mi (4950 Mk.
weniger), die Bauverwaltung 34 603 34 M. (1993 45 Mk.
weniger), die Schulver waltung einen Zuſchuß von 200 741,88
Mark (16 162,55 Mk. mehr), die Armenverwaltung 14 500 Mk.
(1400 Mk. mehr), die Schuldenverwaltung 66 622 Mt.
Mark weniger) und Jnsgemein 14 146,57 Mk. (11 001 54 Mk
weniger). Die Geſamteinnahmen wurden ebenfalls a if
2245600 Mk. feſtgeſetzt. Genoſſe Menze!l nahm beim Titel
Polizeiweſen Gelegenheit, dem Chef der Grekutive derbeeittige
Wahrheiten zu ſagen wegen der Entſendung des völlig
flüſſigen Polizeiauſgebots bei dem angemeldeten
Vorgehen habe in den weiteſten Kreiſen der
bitterung hervorgerufen. Man wolle doch hier kein Moabit
haben. Auch ſei ſeitens der Nachtwöchter die Polizeigewalt
ausgeübt, obwohl ſie hierzu nicht berechtigt waren. Wenn der
Chef der Polizei dieſes alles verantworte, önne man zu dieſem
Zweig der Verwaltung kein Verkrauen haben und er und ſeine
Freunde würden im Namen ihrer Wähler den Polizeietat ab-
lehnen. Wie ſich die bürgerliche Mehrheit auf dem Rathauſe
die Handhabung des Etatsrecht denkt, geht am beſten aus der
Entgegnung des Vorſitzenden Banſe hervor, der da meinte,
daß es nicht angehe, an dieſer Stelle über den Polizeichef
Kritik zu üben; wenn er an den Maßnahmen etwas auszu-
ſetzen gehabt bätte ihm ja der Beſchwerdeweg offen-
geſtanden. Selbſt dem Stadtv. Richter gegenüber betonte der
weltfremde Herr, daß für eine Kritik über polizeiliche Maß-
nahmen hier nicht der geeignete Platz ſei. Auch ſei es doch
zwecklos und ein Unding, die Vorlage des Magiſtrats abzu-
lehnen, da die Beamten doch feſt angeſtellt waren. Unſerm
Genoſſen Bock blieb weiter nichts übrig. als den bürgerlichen
Herren in einer Bemerkung zur Geſchäftsordnung klar zu
machen, daß man doch nur bei Beratung des Polizeietats Ge-
legenheit habe, eine Beſchwerde über Beamte anzubringen.
Ebenſo hätte man Interpellation an die Verſamm-
lung richten können. as Rittergut Greppin bringt 34 319,42
Mark (3187,27 Mk. mehr), die Bierſteuer 8000 Mk., die Ver-
gnügungsſteuer 6800 Mk., die Hundeſteuer 3500 Mk., die
Schankkonzeſſionsſteuer 1500 Mk. und die Umſatzſteuer 10 000
Mark. An Grund-, Gebäude- und Gewerbeſteuern werden
wieder 182 Proz. und an Eemeinde-Einkommenſteuern
162 Proz. erhoben. Die ſämtlichen Steuern erbringen eine
Geſamteinnahme von 362 900 Mk. (30 000 Mk. mehr als im
Vorjahre). Genoſſe Menzel lenkte die Aufmerkſamkeit auf
die Mückenplage; Sache der Geſundheitspolizei müſſe es ſein,
darauf zu achlen. daß jeder Hausbeſitzer im Winter ſeinen
Keller weißen läßt, um dem Ueberhandnehmen der Mücken zu
ſteuern. Dieſer Anregung wurde allſeitig zugeſtimmt, ein
nennenswerter Erfolg könne aber nur dann erzielt werden,
wenn nicht nur in der Stadt, ſondern im ganzen Kreiſe die
nötigen Maßregeln gegen die Mücken getroffen werden.
Sodann wurde auf Antrag des Magiſtrats beſchloſſen, zur
Ausführung von Pflaſterungen in den Jahren 1911-12 noch
außer den bereits bewilligten Mitteln, da dieſe verbraucht ſind,
eine Anleihe von 50000 Mk. aufzunehmen und dieſe mit
4 Proz. zu verzinſen und mit 3 Proz. zu amortiſieren. Jn
geheimer Sitzung wurde über den Ankauf eines Grundſtücks
verhandelt.

Meuſelwitz. Fabrikarbeiterſtreik. Sänmtliche Arbeiter
der Gummifabrik von Heymer u. Pilz Söhne in Meußſel-
witz haben die Arbeit eingeſtellt. Die beſcheidenen Forderungen,
die die Firma ablehnen zu müſſen glaubte, ſind ſlatt bisher 28 bis
35 Pf. Stundenlohn 35—40 Pf. außerdem wird die zehuſtündige
Arbeitszeit gefordert.

Weißenfels. Es hat gewirkt. Die Schuh ſabrikanten
haben in einer am Sonnabend abend abgehaltenen Verſammlung
beſchloſſen nachdem in ſämtlichen Fabriken die Kündigung ein-
gereicht worden war ſich zu Verhandlungen mit den
Arbeiterorganiſationen bereit zu erklären. Ahzuwarten bleibt
natürlich immer neoch, was bei den Verhandlungen herausſbringen
wird.

Weißenfels. Was nicht alles gemauſt wird! Der ſchon
mehrſach vorbeſtrafte Klempner Berger hatte die Bekanntſchaft des
ebenfalls beſchäftigungsloſen Arbeiters Bergner gemacht. Beide
hatten gemeinſam den Weinbergshäufern in der Umgegend Be
ſuche abgeſtattet. Jhre Spezialität war Dachrinnen, die ſie ab-
nahmen, zuſammentraten und als altes Hintblech verkauften
Strafkammer in Naumburg verurteilte die beiden wegen ſchweren
Diebſtahls in neun Fällen zu drei bezw. einem Jahr Ge-
ſängnis.

Derenburg. Herabſetzung der Steuern. Der vom
Magiſtrat und der Etatskommiſſion genehmigte Etatsentwurf
für 1911-12 ſieht eine Herabſetzung ſämtlicher Steuerarten um
5 Proz. vor. Glückliches Derenburgl!

Allerlei,
Eiſenbahnunglück auf der Berliner Stadtbahn

Ein folgenſchwerer Zuſammenſtoß zwiſchen zwei Stadtbahn-
zügen, bei dem neun Perſonen ſchwer und ungefähr zwanzig
zerſonen leicht verletzt wurden, hat ſich Montag morgen gegen

6 Uhr auf dem Stadtbahngleiſe nahe dem Bahnhof Baum-
ſchulenweg zugetragen. Ein aus Rixdorf kommender
Stadtbahnzug fuhr infolge Ueberfahrens eines Halteſignals
einen vom Vaumſchulenweg gerade nach Berlin abgegangenen
anderen Stadtbahnzug in die Flanke. Der Zuſammenſtoß war
derart ſtark, daß der Berliner Zug aus dem Gleiſe gehoben
und zwei Wagen dieſes Zuges die Böſchung hinunter-
geſtoßſen wurden. Die Paſſagiere, die ſich in dieſen beiden
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Rucksäcke
Handkoffer Brottaſchen,
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Paul Göldner,

v

l

c. w.
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Schokolade, gar. rein, in Tafeln,
10 Pack. Puddingpulver, fortiert,
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Zaäckerlehrling.
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antidynaſtiſche Bewegn n g.b rpietet das Anlegen der Dampfer in der Kiautſchauer Bucht.

Ueber das Gebiet wurde der Krieg s u ſt an d verhängt. JnCha rbin ſind Montag an der Peſt 20 Chineſen und zwei
Enropäer geſtorben.

Die Hohe Pforte in Brand.
K von ſt ant in o pel 6. Februar. He ute nacht wurde ein gr oß er

Die deutſche Behörde

Teil der Gebände der Pforte durch Feuer zerſtört. Die Urſache
des Brandes konnte bisher nicht feſtgeſtellt werden. Das Mini-
ſterium des Jnnern und das Gefolge des Staatsrats ſind
vollſtändig niedergebrannt. Während zuerſt die Annahme über-
wog, daß da s Fe uer ebenſo wie bein Tſch ira ghan Pa laſt durch eine
Schadhafti gkeit der Heizungsanlage entſtanden ſei, neigt man jetzt
der Anſic ht zu, daß es a bſichtlich her veigeführt wordenſei. Die geſamte Feuerwehr arbeitet noch an der Löſchung der
Hohen Vorte, Alle Soldaten und Wächter, die in der Pforte
übernachteten, wurden verhaftet. Alle Wege ſind von Sol-
daten beſetzt.
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Kleines Allerlei. Je Die Eisſcholle, auf der imBjoer Moeſund im finniſchen Meerbuſen 253 Fiſcher
ins Meer getrieben ſind, iſt an der Jnſel Seekar gelandet.
Die Fiſcher ſind ſämtlich gerettet worden. Ein neuer
Pockenfall iſt in Duisburg konſtatiert worden. Es iſt dies der
fünfte Fall und betrifft eine Arbeiterfamilie. Selbſtmord aus Steuerſchen. Jn Gera hat ſich ein 60 Jahre
altes Fränlein, das ein Vermögen von 50000 Mk. be ſaß, in der
Elſter ertränkt. Die Selbſtmörderin war ſo geizig und ſoll d e
Verzweiflungstat aus Angſt vor der Steuereinſchä ßzung h
begangen haben die durch die neuen Geſetzesbeſtimmungen
für dieſes Mal beſ ſonders gewiſſenhaft ver rlangt wurde.
Jn Berlin iſt bei der Firma Henry Levy, Se hützenſtraße 59
ein Einbruch verübt worden, bei dem den Dieben m ide undSeidenwaren im Werte von etwa 40000 Mk. in die Hände fielen.

Der 23 Jahre alte Leutnant Stein vom T elegraphen-
bataillon Nr. un der heute morgen Flüge auf dem Döberitzer
Mititärſtugſe de internahm, ſtürzre, als er in G jleitflugeniederging. Er war ſofort tot. Der Unfall iſt darauf zurüg-
zuführen, daß Leutnant Stein beim Gleitflug eine zu ſchräge
Lage der Maſchine vewirkt hat.
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kle nes nrerrs 2 u auf län ger cv

x

SVersuchen Sie es

Fy e terDas Il iche du.

r rerne e nGut I ketel Halle.

Direktion en. Betrof Klohards,Feg iruf 1181.

Mittwoch den 8. Frbr. 1911.
Nachmittags 3 Uhr:

O Schüler- Vorſtellung zu ganz
kleinen R

Die RNänber.
Schauſpiel in 5 Akten

von Friedrich v. Schiller.

Kaſſenöffnung 2 Uhr.
Anfang: 3 Uhr. Ende: 6 Uhr

D 6
Arbeiter-biläungs-Aussehuss Halle a, Saale

Abends 71/2 Uhr:
143. Abonnem. -Vorſt. 3. Viertel.
Mit der nennen Anugſtattung en
Tekorntionen, Maſchinerien und

Belenchtungs-CEffekten.

Montag, den 13. Februar 1911,

t 6

le

Ausfährende:
Opernsängerin Frl. Sanden,
am Konserva
Leipzig. Am

III

abends 8
im grossen Saale des Volksparks, Burgstrasse 27,

Herren Opernsänger Kunze und Marion,
Herr Proft, Regisseur und Lehrer

to: in in i sämtlich vom Stadttheater in
lügel Herr Kapellmeister Goldmann, Leipzig

Eintritt 39 Pfg. a netetener Rauchen nicht gestattet

Unaine,Romantiſche Oper in 4 Alten
von Albert Lortzing.

Kaſſenöſfnung 7 Uhr.
Anf. 7/2 Uhr. Ende geg. 10/2 Uhr.

Uhr,

Februar.
4. Viertel.

Donnerstag, den 9.144 Vorſtellung i. Ab.

Nouvität! Nawität!Zum 12. Male:
Der Graf von Luremburg.

Operette in 3 Akten
von Franz Lehär.

Ernst Hascko
Volksausgabe. Preis 1 M.Gelksbuchhandl., Harz 4243.

n

I E I L

5
S

Einladung
in allen
in der Volks Buchhandlung und der
Harz 42/43, sowie bei A. Albrecht Zigarrenhandlung,
E. Benäiin, Zigarrenhandlung, Torstrasse 44, J. Schneider, Zigarren

5 rarleeghl- erewerkschaftsbir CaAus
skarten sind zu haben: im Partei- und A e

allen Verkaufsstellen des KonsumvereinsExpedition des Voldeblattes,

n 2

G Woiin-Nnterrient
T rteiti A. a J al herg 3.

iung, Beesenerstrasse 23, J. Sanow Zigbrrenna andlun

Paul Leuschner, Zigarrenhanälung, Mittelwache 9,
Triftstrasse 2, R. Kutz
Volkspark, Burgstrasse 27.

II e e

wut 2

P. Foltchen Friseur,

zschhauch. Friseur, Kleine Klausstrasse 11, und im

Preisliste gratis.

Halle S.
G Wehen C 5. h eren e5 J u Bedarfsartike.

C. Kiapp ch 5o4ac

ins nöchlüeze le t en e cn
De t hn. 14 bzu g. Le a See mersr.

o n tnce e u

G u acu on un aneduonuun nun un
L u

An n d d

Vicht iſt acht.

(eide r h 7e e nie un ZAucker)

Zucker Honig
nnd

arme ſade

-Buchdruck. (E. G. m. b. H.) Verleger vorm. Aug. Groh, ſeyt v

Vie ſchüte i wich vor zu
a w Furilirugnrachs?
ie Verhütang der e arf

fach
Gut doch 3 v yatür
üches Mir zur Verhätung

der Enpfängnis
von einem Menſchenfreunde.

Preis 60 Pf.

hipäervegen Tun
kin War an denen Arheiter

v. Fritz VBrugbacher, Arzt i. Züri
Preis 550 Pfg.

R hrto ?0 Pf.
J en durch die

zol!s »Vurhha udlunng.
Harz 4 42, 13.

Jähnig. Sämil. i. Halle a. S

m D5O
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